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Angebots- oder nachfrageseitige Steuerung der Verkehrsnachfrage ? -

Das Problem des induzierten Neuverkehrs 

VON THOMAS SELZ 

1. Die Bedeutung der Nachfragesteuerung 

1.1 Die Einschätzung der Verkehrsnachfrage in der öffentlichen Diskussion 

Die starken Verkehrszunahmen der vergangenen J allfzehnte werden in der politischen Dis
kussion oft auf die Infrastrukturausbauten und die damit verbundenen Verbesserungen der 
Angebotsqualität zurückgeführt. Besonders häufig wird das Wachstum des Pkw-Verkehrs 
mit dem Straßenbau erklärt. Zur Dämpfung der Motorisierung in den neuen Bundeslän
dern wird eine Zurückhaltung beim Straßenbau gefordert. Schlagzeilen wie die folgenden 
finden sich sehr häufig: 

Neue Straßen ziehen neuen Verkehr an. 

Abgerissen, asphaltiert und b~gradigt. Die autogeschädigten Städte sind am Ende. 

Auf der Strecke geblieben? 
Autofreundliche Verkehrspolitik ... hat die Bahn ins Abseits gedrängt'!) 

Bisweilen wird aber auch die Gegenposition vertreten: 

Der Straßenbau hinkte der steil ansteigenden Nachfrage hinterher.2) 

Eine hohe Bedeutung mißt die These "Die wirksamste Form der Ordnungspolitik war und 
ist die Infrastruktur" der Infrastrukturausstattung zu.) 

Bei all diesen Thesen wird unterstellt, daß Verkehrsnachfrage und Infrastrukturangebot un
mittelbar zusammenhängen. Die Richtung dieses Zusammenhangs wird meistens wie in 
den ersten drei Thesen so gesehen, daß die Verkehrsnachfrage eine Funktion der Infrastruk
turqualität ist. 

Damit sind die Determinanten der Verkehrsnachfrage angesprochen. Die Analyse angebots
bedingter Nachfrageerhöhungen wird hier entsprechend der Bedeutung in der politischen 
Diskussion auf die Personenverkehrsnachfrage und vorwiegend auf Verbesserungen in der 
Infrastruktur beschränkt. 

Dipl.-Volksw. Thomas Selz 
Schwimmbad straße 15 
7800 Freiburg im Breisgau 

1) Vgl. G. Lütge, Auf der Strecke geblieben, in: Die Zeit, Nr. 39 vom 22.09. 1989, S. 33 und H. Blüthn",nn, Abgerissen, 
asphaltiert und begradigt. Die autogesch:idigten Städte sind am Ende, in: Die Zeit, Nr. 41 vom 6. 10. 1989, S. 44. 

2) U. v. Suntum, Verkehrspolitik, München 1986, S. 104. 
3) \\7. P:illmann, DB-Güterverkehr in schwerem Wetter, in: Die Bundesbahn, 63, 1987, S. 485-487, hier S. 485. 
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1.2. Die Determinanten der Verkehrsnachfrage 

Nachfragezuwächse werden von nachfrageseitigen und angebotsseitigen Faktoren verur
sacht. 

Nachfrageseitige Einflußgräßen: 
- Verfügbare Zeit 
-Einkommen 
- Sozialer Status 
- Bedürfnisse nach Aktivitäten 
- Gelegenheiten zu Aktivitäten 
- Lage des Wohnorts 
- Präferenzen für Verkehrsmittel 

Angebotsseitige Einflußgräßen: 
- Verkehrsinfrastruktur 
- Verfügbarkeit verschiedener Verkehrsmittel 
- Gestaltung des Betriebs (Fahrzeiten, Fahrmäglichkeiten) 
- Fahrkosten/erforderlicher Aufwand 
- Fahrkomfort 

Die Zuordnung der Einflußgräßen zur Angebots- oder Nachfrageseite ist nicht immer 
zwingend. Der Faktor Verfügbarkeit wurd~ zur besseren Vergleichbarkeit als angebotsseitig 
definiert. Das trifft jedoch nur für den Offentlichen Verkehr eindeutig zu. Beim Pkw
Verkehr erscheint die Verfügbarkeit systematisch zwar auch auf der Angebotsseite, sie wird 
aber von den Nachfragern selbst bestimmt. Zur Systematisierung von Nachfragesteigerun
gen ist die Differenzierung der Verkehrsnachfrage in die Stufen ihrer Realisierung zweck
mäßig: 

1) Verkehrserzeugung (Mobilität, Aktivitätenwahl) 
2) Verkehrsverteilung (Zielwahl) 
3) Verkehrsteilung (Modal Split, Verkehrsmittelwahl) 
4) Verkehrsumlegung (Wegewahl, Verkehrs auf teilung) 

Analog zur Unterscheidung in umgelenkte vorhandene Nachfrage sowie neue, vorher 
"latente" oder erst "geweckte" Nachfrage4) wird in der Verkehrswissenschaft bei der Ana
lyse von Maßnahmenwirkungen zwischen verlagertem und neu induziertem Verkehr diffe
renziert. Nach dieser Differenzierung werden Nachfragezuwächse den Stufen der Verkehrs
nachfrage zugeordnet und als induzierter Neuverkehr bzw. sonstige Nachfragesteigerun
gen kategorisiert. 

1. Verkehrserzeugung (Mobilität): 

Zusätzliche Fahrten induzierter Neuverkehr, falls durch Verkehrsangebot bedingt 

2. Verkehrsverteilung (Zielwahl): 

Erhöhung der Reiseweite induzierter Neuverkehr, falls durch Verkehrsangebot bedingt 

4) G. \Vürdemann, Überlegungen zum Phänomen Neuverkehr (Interner Bericht der DPVLR (heute DLR», Köln 1982, S. 51. 
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3. Verkehrsteilung (Verkehrsmittelwahl): 

Wahl eines anderen 
Verkehrsmittels 

kein induzierter Neuverkehr, sondern VerkehrsverlaEerung 

4. Verkehrsumlegung (Routenwahl): 

Wahl einer kein induzierter Neuverkehr, sondern Verkehrsverlagerung 
anderen Route 

3 

Induzierter, d. h. durch angebotsseitige Maßnahmen hervorgerufener Neuverkehr kann 
sich demnach auf das Verkehrsaufkommen (Personenfahrten) oder auf die Verkehrsleistung 
(Personenkilometer) beziehen. Im folgenden wird jeweils deutlich gemacht, ob Aufkom
men oder Leistung gemeint ist. Neben den in der Systematisierung genannten, maßnahmen
bezogenen N achfragezuwächsen kann nachfragese~~ig verursachter Neuverkehr unterschie
den werden, der durch Einkommenserhöhungen , Anderungen des Zeitbudgets oder Präfe
renzänderungen zustande kommt. Er ist hier kein Untersuchungsgegenstand. In der Reali
tät treten Nachfragezuwächse auf den verschiedenen Stufen häufig kombiniert auf. Für die 
Ermittlung induzierten Neuverkehrs ist jedoch eine klare Trennung der Stufen erforderlich. 

Bei neu induziertem Verkehr werden folgende Formen unterschieden: 5) 

1) primärer induzierter Neuverkehr: direkte Erhöhung der Fahrtenzahl pro Person und Tag 
bzw. der durchschnittlichen Reiseweite aufgrund angebotsbedingter Erreichbarkeitsver
besserungen; 

2) sekundärer induzierter Neuverkehr: indirekte Erhöhung der Fahrtenzahl pro Tag bzw. 
der durchschnittlichen Reiseweite bezogen auf die Bevölkerung eines Untersuchungs
raums aufgrund von Steigerungen der Wohnbevölkerung oder der Beschäftigtenzahl, die 
durch ein verbessertes Verkehrsangebot zustande gekommen sind. 

Im folgenden werden die Nachfragedeterminanten auf den einzelnen Stufen der Verkehrs
nachfrage zusammengestellt und analysiert. 

2. Die Nachfragestufe der Verkehrserzeugung 

2.1 Die Determinanten der Verkehrserzeugung 

Verkehr entsteht durch räumliche Trennung von Gelegenheiten zur Ausübung von Aktivitä
ten. Die Art und Zahl dieser Aktivitäten bestimmen deshalb die Zahl der Wege bzw. Fahr
ten, die unternommen werden. Die Fahrten sind die mit motorisierten Verkehrsmitteln Zl~
rückgelegten Wege. Die Mobilität als Zahl der Wege/Fahrten pro Person und Tag wird somIt 
beeinflußt durch folgende Determinanten: 

5) Vgl. G. W'ürdemann, 1982, S. 43; ders., Neuverkehr-die unbekannte Größe, in: IV, 35,1983, S. 403-408, hierS. 404f. 



4 

Erreichbar
keitsver
hältnisse 

AIl"ebots- oder nachfr3geseitige Steuerung der VerkehrsIl3chfr3ge?-
b Das Problem des induzierten Neuverkehrs 

Verkehrserzeugung 

Mobilität ~ _ Bestehen eines Arbeitsverhältnisses 
- Bestehen eines Ausbildungs-

verhältnisses 
- Geschäftliche Kontakte 
- Versorgungsbedürfnisse 
- Außerberufliche Aktivitäten 
- Menschliche Kontakte 
- Erholungsbedürfnisse 

Z,übudg"fü, v"th' / 
Zeitbudget für die Ausübung von Aktivitäten 

Bei den auf der rechten Seite genannten Determinanten finden sich alle relevanten Fahrt
zwecke wieder. Das Zeitbudget für die Ausübung von Aktivitäten und dessen Teilmenge, 
das Zeitbudget für Verkehr, wirken als Budgetrestriktion. Die Kosten wurden als Restrik
tion nicht aufgeführt, da sie bei der Untersuchung von Verkehrszuwächsen durch Infra
strukturmaßnahmen weniger ins Gewicht fallen. Die Zusammenstellung bezieht sich auf 
Nah- und Fernverkehr. Für sie gilt wie für die gesamte Auf teilung der Verkehrsnachfrage in 
Stufen, daß die Entscheidung in der Realität nicht sukzessiv, wie dargestellt, sondern eher 
iterativ, in Teilen auch simultan verläuft. So kann etwa der genaue Zeitbedarf für eine Aktivi
tät erst festgestellt werden, wenn Ziel und Verkehrsmittel, zumindest aber das Ziel, festste
hen. Bei der Verkehrs erzeugung, d. h. bei der Entscheidung über das Unternehmen einer 
Aktivität, ist aber das Abschätzen des Zeitbedarfs für Fahrten schon erforderlich, um eine 
Auf teilung des Zeitbudgets vornehmen zu können. Zudem überlagern sich die Fristen, für 
die eine Entscheidung gültig ist: Eine möglicherweise kurzfristige Entscheidung für das 
Vornehmen einer Aktivität (Verkehrserzeugung) wird von langfristigen Entscheid~?gen 
wie Wahl des Wohnorts und des Arbeitsplatzes (Ziel wahl) bestimmt. Zur besseren Uber
sichtlichkeit und aus logischen Gründen erscheint eine Zerlegung des Entscheidungspro
zesses in Einzelschritte bzw. Stufen dennoch zweckmäßig. 

Mobilitätssteigerungen können auf folgende Art zustandekommen: 

Mobilitätssteigerung 

Unternehmen zusätzlicher Fahrten 

/ .' Zeitbudgetvergrößerung, Zeltbudget konstant, 

Zeit pro Weg konstant 

t .. 
Nachfrageseitige Anderung 

Zeit pro Weg sinkt 

b t .. .. d Ange otssemge An erung 
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In den nachfrageseitigen Änderungen finden sich die oben genannten Faktoren Einkom
menserhöhung, Zeitbudgetänderung und Präferenzänderung wieder. Neben e~o~enen 
Zeitbudgetänderungen, etwa durch Arbeitszeitverkürzungen, sind individuelle Vanatlonen 
durch einen höheren Anteil der Verkehrszeit an der gesamten für Aktivitäten aufgewen
deten Zeit möglich. Angebotsseitige Verbesserungen ermöglichen bei konstanten nachfra
geseitigen Faktoren eine Mobilitätserhöhung. Die Steigerung ~er Fahrtenzahl durch. ~uß
wegsubstitution läßt sich ebenfalls unter den genannten Determmanten erfassen. EmpIrIsch 
können die Auswirkungen nachfrage- und angebotsseitiger Einflüsse nur schwer getrennt 
werden. Sie können in der Realität gemeinsam auftreten; für die Analyse muß jedoch auch 
hier eine Trennung versucht werden. 6) 

Die relative Bedeutung der Einflußgrößen ergibt sich aus den Restriktionen, denen das Ze.it
budget unterliegt. Die insgesamt verfügbare Zeit wird im Nahverkehr zunächst nach vorlte
genden Restriktionen für biologische B~dürfnis~e, für Ar~ei~s- bzw. A.usbildungsz~i~~? 
und für unabdingbare Besorgungen auf die von diesen RestrIktIonen bestImmten AktIvlta
ten verteilt. Die Erklärung der Verkehrs nachfrage durch vorliegende Restriktionen geht zu
rück aufT. Hägerstrand.7) Dadurch sind im Nahverkehr bereits etwa zwei Drittel des nach 
Berücksichtigung von Schlafzeiten verbleibenden Zeitbudgets festgelegt. 8) Das spiegelt sich 
in der Reisezweckstruktur wider: Die durch Restriktionen bestimmten Fahrtzwecke Ar
beit, Ausbildung, Geschäft und Einkauf machten 1986 66% aller Fahrten aus.9) Mobilitäts
steigerungen müssen daher vorwiegend aus exogenen Zeitbudgetvergrößerungen oder al~s 
angebotsbedingten Erreichbarkeitsverbesserungen resultieren. Angebotsbedingte Erho
hungen der Fahrtenzahl sind jedoch ebenfalls an das freie Drittel des Zeitbudgets gebunden. 
Im Fernverkehr ist die Bedeutung der Restriktionen weitaus geringer als im Nahverkehr, so
weit nicht die in der Charakteristik dem Nahverkehr zuzurechnenden Fahrtzwecke Arbeit, 
Ausbildung und Einkauf angesprochen sind. Bei den übrigen Fahrtzwecken im Fernverkehr 
werden in der Regel einzelne Fahrten festgelegt und geplant. IO) Daher ergeben sich hier grö
ßere Möglichkeiten zur Erhöhung der Fahrtenzahl durch individuelle Modifikationen ~es 
Zeitbudgets und durch Erreichbarkeitsverbesserungen als im Nahverkehr. Durch d~n gen~
gen Anteil des Fernverkehrs am Gesamtverkehr von 6,6 % am Aufkommen 1988 (bel der Lei
stung ist der Anteil mit 40,3% weit größer) wirkt sich dieser größere Spielraum des Fernver
kehrs im Gesamtverkehr kaum aus. lI ) 

6) Weiterhin wird gemäß dem gewählten Analyseansatz aufeinanderfolgender Stufen der Verkehrsnachfrage die ~ögli~h
keit zusätzlicher Fahrten durch eine Verkürzung der durchschnittlichen Pahrtweite vernachlässigt. Vgl. zum eIgentlich 
iterativen Charakter der Mobilitätsbestimmung H. HJutziIlger, P. Kessel, Mobilität im Personenverkehr (Porschung 
Straßenbau und Straßenverkehrstechnik Heft 231), Bonn-Bad Godesberg 1977, S. 2. 

7) 1: Hiigerstrand, Wh at About People in Regional Science, in: Papers of the Regional Science Association 2~, 1970, S ~-~1. 
8) Befragungsergebnisse zu Restriktionen des Zeitbudgets finden sich bei T. v.d. Hoorn, Experiments wlth an Act1vlty

based Travel Model, in: Transportation, 12, 1983, Nr. 1, S. 61-77. 
9) Verkehr in Zahlen 1989, S. 186. . 

10) Vgl. H.-I~ Weber, Datentechnische und methodische Probleme bei verkehrspolitischen Entscheidungsproze.ssen, 111: 
H. Hautzinger (Hg), Statistische Methoden im Verkehrswesen (Schriftenreihe der DVWG Bd. B 66), Koln 1983, 
S. 101-110, hier S. 110. . 

11) H. HJutzinger, H. -u. Mann et al, Personenverkehrsprognose 2010 für Deutschland (Untersuchung Im Auftrag des Bun
desministers für Verkehr), (Kurzfassung), Heilbronn/München 1991, Tabelle 1,2 sowie eigene Berechnungen. 
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Die genannten Nachfragedeterminanten beziehen sich zunächst auf primären induzierten 
Neuverkehr, gelten aber bei kollektiver und langfristiger Betrachtung auch für sekundären 
induzierten Neuverkehr. 

Bei einer statistischen Untersuchung der Mobilität treten Unterschiede zwischen der Ent
wicklung der Wege, also der Summe aus Fußwegen (einschl. Fahrradfahrten) und Fahrten 
mit motorisierten Verkehrsmitteln, einerseits und der Entwicklung der motorisierten Fahr
ten andererseits auf. Für die motorisierten Fahrten ergibt sich im Zeitablauf eine starke Zu
nahme von 1960, 1,66 Fahrten pro Person und Werktag auf 1988 2,55 Fahrten.12) Im Ver
gleich zwischen KONTIV 76, 82 und 89 ist eine Steigerung der Zahl motorisierter Fahrten 
pro Person und Tag (einschl. Sonn- und Feiertagen) um 16% von 1,63 auf 1,89 zu verzeich
nen. Demgegenüber gilt die Wegezahl allgemein als relativ konstant im Zeitablauf. Zwi
schen den KONTIV-Erhebungen 1976, 1982 und 1989 sind jedoch auch hier Zuwächse zu 
beobachten, die mit +6% von 2,84 auf 3,01 Wege pro Tag allerdings schwächer als bei den 
motorisierten Fahrten sind (vgl. Tabelle 2.1).\3) Zwischen 1976 und 1982 erstrecken sich die 
Steigerungen auf alle Bevölkerungsgruppen, außer den männlichen Erwerbstätigen.14) Ent
gegen der allgemeinen Einschätzung des Zeitbudgets für Verkehr als relativ stabil im zeitli
chen Längsschnittl5) ergibt sich für die tägliche Verkehrs beteiligung mobiler Personen zwi
schen KONTIV 76, 82 und 89 eine Steigerung um 13% von 71 auf 80 Minuten pro Tag. Der 
Anteil mobiler Personen erhöhte sich leicht von 76% auf 82% (vgl. Anm. 10). 

Im Querschnitt über mehrere Untersuchungsräume sind die Ergebniswerte wegen unter
schiedlicher Abgrenzungen nur bedingt vergleichbar. In 21 Städten der USA wurden tägli
che IV-Fahrzeiten pro Person von 47+/-8 Minuten ermittelt. 16) In einer kleinräumigeren 
deutschen Untersuchung (Generalverkehrsplan Nürnberg) ergaben sich für unterschiedli
che Haushaltstypen Wegezeiten zwischen 55 und 77 Minuten pro Person und Tag.16a) Ein 
Vergleich zwischen mehreren westlichen und östlichen Industrieländern führte zu Wege
zeitbudgets von 39- 89 Minuten.16b) Die große Schwankungs breite in den genannten Ergeb
nissen läßt auf eine Beeinflußbarkeit der gesamten Wegezeitbudgets durch Angebotsverbes
serungen schließen. Das auf den Verkehrsnetzen belastungswirksame Potential für indu-

12) Verkehr in Zahlen 1979, S. 105, 154, 156, 1989, S. 93, 177, 179, Statistisches Jahrbuch für die BRDtld. 1989, S. 51, eigene 
Berechnungen; vgl. auch P. KessL'l, Senkung des gesamtwirtschaftlichen Verkehrsaufwands durch Mobilitätsbeein
flussung - Möglichkeiten und Grenzen, in: Verkehrspolitische Strategien unter dem Diktat leerer Kassen (Schriften
reihe der DVWG Bd. 73), Bergisch Gladbach 1982, S. 205-207. 

13) Verkehr in Zahlen 1984, S. 91, 180f.; Socialdata, KONTIV 76 (Untersuchung im Auftrag des BMV), München 1978; 
Socialdata, KONTIV 82 (Untersuchung im Auftrag des BMV), München 1984; EMNID, KONTIV 89 (Untersuchung 
im Auftrag des BMV), Bielefeld 1991; eigene Berechnungen; E. Kutter, Demographische Determinanten städtischen 
Personenverkehrs, Diss. Braunschweig 1972, S. 124, schätzt die Zunahme der Wegemobilität 1950-1980 auf 13-17%. 

14) R. Herz, Verkehrsverhalten im zeitlichen und räumlichen Vergleich - Befunde aus KONTIV 76 und 82, in: Haushalts
befragungen zum Verkehrsverhalten (Schriftenreihe der DVWG Bd. B 85), Bergisch Gladbach 1986, S. 238-272 hier 
S.247f. 

15) G. W. Heinze, Zur Theorie des Verkehrswachstums, in: G. Hoffmann (Hg), Beiträge zur Verkehrswissenschaft 
(Schriftenreihe des Instituts für Verkehrsplanung und Verkehrswegebau der TU Berlin Bd. 1), Berlin 1978, S. 1-45, 
hier S. 12, spricht in diesem Zusammenhang von "Remanenz des Reisezeitbudgets" . 

16) Y. Zahavi, Travel Time Budget and Mobility in Urban Areas (US Department ofTransport (Hg), FHWA PL 8183, Final 
Report), Washington 1974, passim. 

16a) M. Poeck er al, Verkehr und Stadt als Interaktionsmechanismus (Untersuchung im Auftrag des BMV), München 1978, S. 2-8. 
16b) A. Szalai (Hg), The Use ofTime: Daily Activities ofUrban andSuburban Populations in Twelve Countries, 0.0. S. 114, 

zit. in: M. Poeck et al (Anm. 14), S. 20. 
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zierten Neuverkehr auf der Stufe Verkehrserzeugung sind jedoch angebotsbedingte Steige
rungen der motorisierten Mobilität. Deren überproportionale Zuwächse in der Vergangen
heit sprechen zunächst für eine Abhängigkeit von der Infrastrukturausstattung. 

2.2 Die ModelIierung der Verkehrserzeugung 

In der folgenden Tabelle 2.2 sind verschiedene Typen v,?n Modellen zur Verkehrserzeugung 
miteinander verglichen. Insbesondere werden Möglichkeiten zur Modellierung angebots
bedingter Mobilitätsänderungen aufgeführt. Es zeigt sich deutlich, daß nur ein Teil der vor
handenen Modelle die Voraussetzung zu einer Berücksichtigung von induziertem Verkehrs
aufkommen bietet, obwohl gerade im Fernverkehr häufig eine solche Einbeziehung gefor
dert wird. 16e) Es handelt sich dabei um die Modelle der Kategorien 4),5) und 6) in Tabelle 
2.2. In Kategorie 3) kann sekundärer induzierter Neuverkehr erfaßt werden. Der Ablauf an
gebotsbedingter Strukturänderungen ist jedoch nicht Gegenstand des Modells. In den 
Modellen der Kategorie 4) werden die Angebotseigenschaften in das Verkehrserzeugungs
modell einbezogen, bei den Kategorien 5) und 6) erfolgt dies für Verkehrserzeugung und 
-verteilung gemeinsam. Eine Trennung der Modellergebnisse in Änderungen der Mobilität 
und Änderungen der Zielwahl erscheint möglich. Die Ermittlung der Zusammenhänge zwi
schen einzelnen Angebotsvariablen und der Verkehrserzeugung ist entweder mit sehr viel
fältigen Angebotsausprägungen bei großem Stichprobenumfang konfrontiert, wie es bei 
flächendeckenden Erhebungen nach Art der KONTIV der Fall ist, oder mit einem klar 

Tabelle 2.1: Die Entwicklung von Fahrten, Wegen und Zeitbudgets für Verkehr 

Mobilitätsentwicklung 

KONTIV 76 

KONTIV 82 

KONTIV 89 

Zeitbudget für Verkehr 

KONTIV 76 

KONTIV 82 

KONTI V 89 

1,63 Fahrten, 2,84 Wege pro Person und Tag 

1,80 Fahrten, 2,93 Wege pro Person und Tag 

1,89 Fahrten, 3,01 Wege pro Person und Tag 

71 Min. pro Person und Tag 

78 Min. pro Person und Tag 

80 Min. pro Person und Tag 

16c) Vgl. H. HJutzinger, Bewertung von Personenfernverkehrsmodellen und Vorschläge für weiter zu verfolgende Entwick
lungen (Untersuchung im Auftrag des BMV), Bonn 1983, S. 4. 
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Tabelle 2.2: Modelle zur Verkehrserzeugung 

Modellart Agsre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele 
gatlOns- art 
grad 

I)Trend-Fort- aggregiert Nah-und Trend-Anak;se, soziodemo&ra- Verkehrsbeteili-
schreibung, Fernver- Anall:se + on- phiseh, ReglO- gU1!;smodell 
Mobilitäts- kehr stant altunf, der nen, Reisezweck als rend-, 
annahmen Zusammen länge itn Status '.Iuo- oder 

Status quo, Szena- Szenario-Ansatz 
rio technik (H. Hautzinger 

et al 1988)17) 

2) stochastische d!saggre- Nah-und Ermittlun~der Wahr- soziodemogra- Wegehäufigkeits-/ 
Aktivitäten- gIert Fernver- scheinlieh eitzur phiseh, Regio- Wegekettenmodell 
wahlmodelle kehr Rückkehr in die Woh- nen (H. Hautzinger 

nung nach jeder Akti- 1982)18) 
vität, Ableitun5 von 
Wegeketten un 
Wegehäufigkeits-
verteilungen 

3) Regression auf aggregiert Nah-und Beziehung zwischen soziodemogra- BVWP1985 
Strukturdaten Fernver- Verkehrsaufkommen phiseh, Reise- (PROGNOS 1983)19) 

kehr und Strukturdaten zwecke H. Hense]2°), 
Fahrtenmodell 
(K. Leibbrand 
1983)21), H. Haut-
zinger, P. Kessel 
197722) 

d!saggre- Fernver- wievor soziodemo[\ra- soziodemogra-
gIert kehr ~h~sch, Refonen, phisches Modell 

:telsezwec e (H. Hautzinger 
etaI1988)17) 

d!saggre- Fernver- wie vor soziodemogra- SINDIVITAL 
gIert kehr phiseh, Reise- ~ocialdata, 

zwecke FVLR 1982)23) 

d!saggre- Nah-und Beziehung zwischen soziodemotjra- Raum-Zeit-Modell 
gIert Fernver- Verkehrsaufkommen ~h~sch, Re~lOnen, (T. H~erstrand 

kehr und Zeitrestriktionen Zelsezwec e 1970, . Rüsch, 
G. Sammer 1981)24) 

Abbildung von 
Angebotsein-
flüssen 

keine 

keine 

nur als sekundärer 
induzierter Neu-
y,erkehr (bei 
AnderunJ von 
Struktur aten) 

keine 

17) H. Hautzinger, W. Röhling et al, Bestimmungsgründe für die langfristige Entwicklung des Personenfernverkehrs 
(Untersuchung im Auftrag des BMV), Heilbronn/Freiburg 1988. 

18) H. Hautzinger, Aktivitätenbezogene Verkehrserzeugungsmodelle - ein neues Konzept zur Personenverkehrsprognose, 

in: ZN, 53, 1982, S. 92-114. 
19) P. Cerwenka, S. Rommerskirchen, Personenverkehrsprognosen für den BVWP '85 (Untersuchung im Auftrag des 

BMV), Basel 1983. 
20) H. Hensel, Wörterbuch und Modellsammlung zur Verkehrsprognose (Stadt-Region-Land Bd. B4), Aachen 1976, 

S. 121 und die dort zitierte Literatur. 
21) K. Leibbrand, Das Fahrtenmodell- Ein neu es Verfahren zur Ermittlung von Stärke und Richtung der Verkehrsströme, 

in: IV, 35, 1983, S. 357-361. 
22) H. Hautzinger, P. Kessel 1977 (Anm. 3), S. 64f., 78f. 
23) W. Brög, D. WiIken et al, Individualverhaltensmodell auf der Basis des Situationsansatzes - ein situationsbestimmter 

Individualverhaltensalgorithmus (Untersuchung im Auftrag des BMV), München/Köln 1982. 
24) T. Hägerstrand siehe Anm. 4; G. Rüsch, G. Sammer, Das Raum-Zeit-Modell, in: IV, 33, 1981, S. 14-19. 
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Tabelle 2.2: Modelle zur Verkehrserzeugung (Fortsetzung) 

Modellart Aggre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele 
gattons- art 
grad 

4) Regression auf aggregiert Nah-und Regression auf Struk- soziodemo[\ra- P.A.Mäcke 
Strukturdaten Fcrnver- turaaten, Berück- ~l~sch, Re~lOnen, 1969/7225) 

und AnF,ebots- kehr sichtigung des Wider- Clsezwec e 1990, ITP-Anbin-
eigensc laften stands zu einer zu du~smodell, 

dem betrachteten BV l' 1990 (ITP 
Aufkommen "kom- 1988),26), Verkehrs-
plemel1tären Ziel- beteIligungs mo-
struktur" (H. Hensel), deli als Regres-
Lageparameter sionsansJ.tz, Reise-
(Reisezeit und Reise- häufi~keits-
kosten (ITP)) mode I(H. Haut-

zin~ret al 1988)17), 
Ver ehrserzeu-
äunysmodell für 

en ändl. Raum 
(W. Ruske 1973)27) 

aggregiert Nah-und Re(1ression auf Regionen-/Sied- M.Wermuth 
Fernver- sozlOdcmographi- lun(lsstruktur, 197828) 
kehr sehen Daten und auf sozlOdemogra-

Pkw-Verfügbarkeit phiseh, Reise-
zwecke 

aggregiert Nah-und Regression auf Pkw- keine ältere amerika-
Fernver- Verfügbarkeit nische Modelle29) 
kehr 

aggregiert Nahver- Analysevon Wir- soziodemogra- Standardisiertes 
kehr kungen von ÖPNV- ~h~sch, Re~lOnen, Bewertungsver-

Angebotsverbes- Zelsezwec e fahrenÖPNV 
serungsmaßnahmen 198830) 

9 

Abbildung von 
Angebotsein-
flüssen 

abhängig von 
Parameterspezi-
fikation, Embe-
ziehung der Er-
reichbarkeit 

Zurückführung 
der Siedlunrs-
struktur au Pkw-
Verfügbarkeit, 
keine explizite 
Rückkopplung des 
Verkehrsaufkom-
mens auf die Pkw-
Verfügbarkeit 

nur durch Pkw-
Verfügbarkeit 

Berechnung von 
Anteilen "indu-
zierten Verkehrs" 

25) P. A. Mäcke et al, Das Verkehrsaufkommen in Abhängigkeit von der Wirtschafts-, Siedlungs- und Sozialstruktur (unver
öff. Manuskript), Aachcn/Hamburg 1969/72, zit. in: H. Hensell977 (Anm. 20), S. 121, 135. 

26) R. Mück et al, Personenverkehrsprognosen für die Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung 1990 (Unter
suchung im Auftrag des BMV), Kurzfassung, München 1989. 

27) W. Ruske, Verkehrserzeugungsmodelle - Möglichkeiten und Grenzen ihrer Anwendung, in: H. Habekost (Hg), Ver
kehrserzeugungsmodelle als Grundlage der Verkehrsplanung (Veröffentlichungen des Instituts für Stadtbauwesen der 
TU Braunschweig o. Bd.), Braunschweig 1973, S. 47. 

28) M. Wermuth, Strukturen und Effekte von Faktoren der individuellen Aktivitätennachfrage als Determinanten des 
Personenverkehrs, Bad Honnef 1978. 

29) Verschiedene amerikanische Modelle aus den 1950er Jahren, zit. in: E. Kutter 1972 (Anm. 10), S. 7. 
30) Der BMV (Hg), Standardisierte Bewertung von Verkehrswegeinvestitionen des Öffentlichen Personennahverkehrs -

Anleitung-, Bonn 1. 1976,2.1988. 
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Tabelle 2.2: Modelle zur Verkehrserzeugung (Fortsetzung) 

Modellart Aggre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele 
gauons- art 
grad 

5) Gelefienheiten- d!saggre- Nah-und Aufstellung einer Regionen, zeit- und entfer-

vertel unfts- giert Fernver- Entfernungsvertei- Reisezwecke nungsabhängi~es 
modelle ür kehr lung von Gelegen- Akuvitätenwa 1-
Aktivitäten heiten zu Aktivitäten modell(H. Haut-

und einer Wahrschein- zinger 1982)'1) 
lichkeitsverteilung Nutzungsinten-
der Wahr- sitätsmooell 
nehmung dieser Ge- (W. Ruske 1973 )") 
legenheiten, inte-
gnerte Modellierung 
von Verkehrserzeu-
gung und Verkehrs-
verteilung 

6)N~tzenmaxi- d!saggre- Nahver- Nutzenfunktion in soziodemogra- Nutzenmaxi-
mlerungs- gIert kehr Abhängigkeit von der phiseh, Reise- mierungsmodell 
modelle Entfernung, inte- zwecke (E. Kutter 1981)") 

grierte Mooellierung 
von Verkehrs er-
zeugung und Ver-
kehrsverteilung 

d!saggre- Fernver- Nutzenmaximierung soziodemo~ra- simultanes Reise-
gIert kehr in Abhängigkeit von: ~I~sch, Re~lOnen, häufigkeits- und 

soziodemogra~hi- elsezwec e Zielwahlmodell 
schen Merkma en, (H. Hautzinger, 
Zeitbudgets, Ent- W.Röhling, 
fernungen, Kosten, 1988)17) 
Fahrzeiten, integrierte 
Modellierung von 
Verkehrserzeugung 
und Verkehrsver-
teilung 

d!saggre- Nah-und Ausübung yon Akti- soziodemogra- Bedürfnisakku-
gIert Fernver- vitäten bel Uber- phisch, Reise- mulations-

kehr schreitung von zwecke modell (0. Weste-
Bedürfnisschwell- lius,J.D. N~stuen 
werten (für frei wähl- 1973/1967) 4) 

bare Aktivitäten), 
Abhänrigkeit des 
Schwel werts von je-
weiliger Entfernung, 
integrierte Modellie-
rung von Verkehrs-
erzeugung und Ver-
kehrsverteilung 

Abbildung von 
Angebotsein-
flüssen 

Abhängigkeit der 
Nutzung von Ge-
legenheiten von 
der Entfernung 
und der Reisezeit 
bzw. Geschwin-
di~eit, Einbe-
zie ung neuer und 
bessere Nutzung 
vorhandener Ge-
legenheiten durch 
Angebotsver-
besserungen 

keine Berücksich-
tigung, da Wider-
stand nicht in zeit-
licher Erreichbar-
keit, sondern in 
Entfernung aus-
gedrückt 

Einbeziehu~ von 
Kosten und ahr-
zeiten in die Nut-
zenmaximierung 

bei Ausdruck des 
Schwellwerts in 
zeit!. Distanz zu 
einer Aktivität 

31) H. Hautzinger, Reiseweite- und Reisezeiteffekte von Geschwindigkeitszuwächsen im Personenverkehr, in: IV, 34, 1982, 

S. 182-187. 
32) W. Ruske 1972 (Anm. 27), S. 117, 121, 128. 
33) E. Kutter et al, Ermittlung von Variablen und Parametern möglicher Gesamtmodelle für Verkehrsanalyse und Verkehrs

prognose auf der Grundlage der amtl. Statistik (Forschung Straßenbau und Straßenverkehrstechnik Heft 339), Bonn-

Bad Godesberg 1981. 
34) O. Westelius, The Individual's Way of Choosing Bmveen Alternative OutIets (National Swedish Building Research, 

Document D 17),0.0. 1973; J.D. Nystuen, A Theory and Simulation of Intraurban Travel, in: w,L. Garrison, D.F. 
Marble (Hg), Quantitative Geography (Northwestern University, Studies in Geography Nr. 13), 0.0. 1967, S. 54-83; 
vg!. dazu G. Würdemann 1982 (Anm. 1), S. 56-63; H. Hautzinger, P. Kessel 1977 (Anm. 3), S. 36. 

Angebots- oder nachfrageseitige Steuerung der Verkehrsnachfrage ?
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T.:tbelle 2.2: Modelle zur Verkehrserzeugung (Fortsetzung) 

Modellart Aggre- Verkehrs- Punktionsweise Segmel1tation Beispiele 
gatJons- art 
grad 

7) Ermittlung der aggregiert Nah-und Berechnungvon keine DIW-Fahrlei-
Verkehrserzeu- Fernver- Fahrleistung, Ver- stungsschätzung35) 

gungfür be- kehr kehrsaufkommen, 
stimmte Ver- Verkehrsleistung für 
kehrs träger Pkw aus: 

-Pkw-Bestand 
- Kraftstoffverbrauch 
-durchschnittlichen 

Fahrzeugbe-
setzunlrsgraden, 

keine Di erenzierung 
nach Strömen, illte-
grierte Modellierung 
von Verkehrsauf-
kommen, Verkehrs-
leistung und Ver-
kehrsmittelwahl 

11 

Abbildung von 
Angebotsein-
flüssen 

nur ex~~ost-
Modellerung, 
keine Prognose, 
Ex-\?st-Erfassung 
der erfügbar-
keit 

definierten, aber räumlich begrenzten und damit kaum übertragbaren Angebot bei kleinem 
Stichproben umfang. Ebenso können bei flächendeckenden Untersuchungen, besonders im 
Vergleich über längere Zeiträume, Einflüsse von Angebotsänderungen auf die Mobilität nur 
schwer von autonomen Mobilitätsänderungen getrennt werden, die etwa durch geänderte 
Präferenzen zustande kommen. Damit ist ebenfalls die Identifizierbarkeit von sekundärem 
induziertem Neuverkehr angesprochen. Seine Existenz wird kaum bestritten.36) Ein Kon
fliktpunkt ist jedoch die Richtung der Kausalität zwischen Siedlungsstruktur und Verkehrs
angebot,37) Eine statistische Klärung dieser Kausalität ist aus logischen Gründen kaum mög
lich und für Erkenntnisse über den Einfluß des Verkehrsangebots auf die Verkehrserzeu
gung auch nicht erforderlich. Denn entscheidend ist der Nachweis einer generellen Existenz 
solcher Einflüsse, nicht die zeitliche Abgrenzung ihrer Wirkung nach (kurzfristig wirksa
men) primärem induzierten Neuverkehr und (mittel- bis langfristig wirksamem) sekundä
rem induzierten Neuverkehr. Da zwischen der Modellierung von Verkehrserzeugung und 
-verteilung ein enger Zusammenhang besteht, werden vor einer Darstellung von Modeller
gebnissen zur Verkehrserzeugung die Verkehrsverteilung und vollständigkeitshalber auch 
die beiden übrigen, für induzierten Neuverkehr weniger relevanten Modellstufen erläutert. 

35) Vgl. Verkehr in Zahlen, verseh. Jg., z.B. 1991, S. 238-241. 
36) Vg!. M. Wermuth (Anm. 28); E. Kutter, Was ist integrierte Verkehrsplanung? (Veröffentlichungen des Instituts für Städte

bau o.Bd.), Berlin 1988; ders., Werden sich Verkehrsverhalten und Verkehrsnachfrage unter heutigen Rahmenbedingun
gen verändern? (Forschung für den Stadtverkehr von morgen), Berlin 1986. 

37) Vg!. H. Knoflacher, Reisemittelwahl- primär eine Funktion der Lage der Verkehrsmittel zu den Siedlungs gebieten oder 
umgekehrt? in: IV, 36, 1984, S. 255-262. 
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3. Die Modellstufe Verkehrsverteilung 

3.1 Die Determinanten der Verkehrsverteilung 

Verkehr wird erst faßbar, wenn die Orte der Aktivitätenausübung bestimmt und damit 
Quelle und Ziel von Verkehrsströmen festgelegt sind. Dafür sind als Einflußgrößen an
zusehen: 

Erreichbarkeits
verhältnisse 

Verkehrsverteilung 

Zielwahl 

Zeitbudget für Verkehr 

i 
Zeitbudget für die Ausübung von Aktivitäten 

Raum- und Siedlungsstruktur 
Verteilung der 
- Arbeitsstätten 
- Ausbildungsstätten 
- Wohnungen 
- Einkaufsgelegenheiten 
- Dienstleistungseinrichtungen 
- Behörden 
- Freizeiteinrichtungen 
- Erholungsorte 

Das Zusammenwirken dieser Determinanten beginnt im Nahverkehr mit der Festlegung 
des Zeitbudgets für Verkehr bei Aktivitäten mit und ohne Restriktionen. Kurzfristig werden 
auf der Basis dieser Zeitansätze die Ziele für freie Aktivitäten und für solche restringierten 
Aktivitäten bestimmt, die keinen Zielvorgaben unterliegen. Dies sind etwa Besorgungen 
und Erledigungen. Langfristig können die Ziele freier und restringierter Aktivitäten ge
wählt werden; zusätzlich zur kurzfristigen Ziel wahl betrifft das die Wahl von Wohnort und 
Arbeitsplatz bzw. Ausbildungsplatz. Im Fernverkehr sind die Abläufe analog zum Nahver
kehr, soweit die restringierten Aktivitäten Arbeit und Ausbildung betroffen sind. Bei Ge
schäftsreisen kann die Zielwahl in der Regel nicht autonom erfolgen. Die zur Erreichung 
des vorgegebenen Ziels erforderliche Zeit muß in die übrige Zeitplanung eingeordnet wer
den. Bei U r1aubs- und Privat reisen ist die Zielwahl dagegen autonom; die für den Verkehrs
aufwand in diesen Reisezwecken nötige Zeit wird so gewählt, daß das gewünschte Verhält-
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nis zwischen der Fahrzeit und dem Zeitaufwand für die Aktivitätenausübung erreicht wird. 
Während die Verkehrserzeugung für das Verkehrsaufkommen entscheidend ist, legt die Ver
kehrsverteilung die entsprechende Verkehrsleistung fest, da mit den Zielen über die zurück
z~legende Entfer~ung en.t~chieden wir~. Eine Verkehrszunahme bedeutet also in bezug auf 
dIe Verkeh~.svertetll1ng eme Verkehrsleistungssteigerung bei konstanter Fahrtenzahl, die 
durch den Ub:rgang zu wei~~r entfernt liegenden Zielen zustandekommt. Eine Erhöhung 
der Verkehrsleistung durch Anderung der Ziel wahl mit Erhöhung der durchschnittlichen 
Reiseweite kann als Ursache haben: 

Steigerung der Reiseweite j'hl von wei", entfem"n ~ 

Zeitbudgetvergrößerung, Zeitbudget konstant, 

Geschwindigkeit konstant, 

Zeit pro Weg steigt 

1 
Nachfrageseitige Änderung 

Geschwindigkeit steigt, 

Zeit pro Weg konstant 

1 
Angebotsseitige Änderung 

Analog zu den Möglichkeiten der Mobilitätssteigerung kommt die Reiseweitensteigerung 
e~tweder durch einen nachfragesei~igen Einfluß in Form einer Ausdehnung des Zeitbudgets 
fur Verkehr zustande oder durch eme angebotsseitige technische Verbesserung, bei der das 
Zeitbudget unverändert bleibt. 

Statistische Daten zeigen im Zeitablauf eine deutliche Zunahme der Fahrtentfernung 
um61%. 

Entwicklung der durchschnittlichen Reiseweite 

1960 
1967 
1976 
1982 
1990 

11,0 km 
13,9 km 
15,5 km 
16,5km 
17,7 km37a) 

37a) Verkehr in Zahlen, 1991, S. 305-311. 
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Wie bei der Mobilitätssteigerung lassen die Entfernungszuwächse auf eine angebotsseitige 
Beeinflußbarkeit schließen, die von anderen Einflußgrößen abgegrenzt werden muß. 

üb die Fahrtenzahl oder die Verkehrsleistung steigt, ist primär eine Frage der Umsetzung 
von Erreichbarkeitsverbesserungen bzw. Zeitbudgetänderungen. 

3.2 Die Modellierung der Verkehrsverteilung 

Die Modellvielfalt ist bei der Verkehrsverteilung geringer als bei der Verkehrserzeugung. In 
analoger Weise wie bei Tabelle 2.2 sind in Tabelle 3.1 Modelle zur Verkehrsverteilung zusattl~ 
mengestellt. Durch die Beziehung der Zielwahl auf Widerstände wie Entfernungen, Fahr~ 
zeiten und Kosten basieren alle dargestellten Modelle auf einem Widerstandsansatz. Die 
Unterschiede bestehen in der Segmentierung, in der Spezifikation des Widerstandsansatzes 
sowie in der Art der Differenzierung nach einzelnen Verkehrsträgern bzw. gesamtmodaler 
Modellierung. 

Tabelle 3.1: Modelle zur Verkehrsverteilung 

Modellart Aggre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele Abbildung von 
gauons- art Angebotsein-
grad flüssen 

1) vereinfachter aggregiert Nah-und Analo~ie zum Kirch- aufbauend auf Widerstands- bei Abbildung des 
Widorstands- Fernver- hoffsc len Gesetz: Segmentation der funktionen Widerstands 
ansatz kehr Auswahlwallrschein- Verkehrs- (H. Hensel)") durch Zeiten oder 

lichkeit eines Zieles erzeugung Kosten (nicht bei 
im weiteren Sinn Abbildung durch 
~mgekehrt 115.,&or- Entfernung) 
tlonal zum 1 er-
stand 

aggregiert Nah-und Verteilung für das soziodemogra- Fahrtenmodell wie vor 
Fernver- Verkehrsmittel über flh~sch, re~onal, (K. Leibbrand 
kehr Lillsches Reise- Zelsezwec 1983)21) 

gesetz 

2) Gesamtmodaler aggregiert Fernver- Ermittlung gewich- aufbauend auf ~samtmodales durch Ei5en-
Widerstands- kehr teter Ei~enschaften Segmentation der iderstands- schaften er 
Ansatz der Ver ehrsmittel Verkehrs- modell (P. Kessel Verkehrsmittel 

als relationsspezi- erzeugung etaI1986)39) 
fischer Widerstand 

d!saggre- Fernver- wie vor wie vor Zielwahlmodell durch Zeiten 
gIert kehr (H. Hautzinger, und Kosten 

W. Röhling 
1988)17) 

38) H. Hensell977 (Anm. 20), S. 138f. und die dort zitierte Literatur. 
39) P. Kessel, W. Röhling et al, Modellprognose der Verkehrsnachfrage auf Magnetbahnsystemen (Untersuchung im Auftrag 

der Versuchs- und Planungsgesellschaft für Magnetbalmsysteme), Freiburg 1986; die Verkehrsverteilung ist die Vor
stufe zum disaggregierten Verkehrsmittelwahlmodell. 
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Tabelle 3.1: Modelle zur Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Modellart Agsre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentatioll Beispiele 
gallons- art 
grad 

3) Beziehung der d!saggre- Nah-und Entfernungsver- integriert mit Ge1esenheiten-
Zielwahl auf giert Fernver- teilung von Gelegen- Verkehrs- VerteIlun~smodell 
Aktivitäten kehr heiten zu Aktivi- erze~gung für Verke Irs-

täten, Wahrschein- erzeu~ungund 
lichkeitsverteilung Verke rsvertei-
der Wahrnehmung lung(H. Haut-
dieser Gele1:theiten; zinger 1,982)l!) 
integrierte odel- cO~p'etmg '&1or-
lierung von Verkehrs- tumllesmo e 
crzeu~ung und (A.R. Tomazinis 
Verke rsverteilung 1962)'0) 

simultanes Reise-
häufigkeits- und 
Zielwahlmodell 
(H. Hautzinger 
et al 1988)17) 

4) Differenzierung disaggre- Nah- Ziel und Verkehrs- soziodemogra- Ziel- und Ver-
der Zielwahl giert verkehr mittel wahl nach phiseh, Reise- kehrsmittelwahl-
nach Verkehrs- gruppenspezifischen zweck modell(D. Zum-
trägern Auswahlwahrscl,ein- kelleret.l, 

lichkeiten; inte- Gesamtverkehrs-
firierte Model- ~an Großraum 
ierunFt von Verkehrs- ürnberg)41) 

vertei ung und Ver-
kehrsmittelwahl 

aggregiert Nah-und Ziel wahl nach ver- soziodemogra- allgemeines Ziel-
Fernver- kehrsmittelspezi- phisch, Reise- und Verkehrs-
kehr fischen Widerstän- zweck mittelwahlmodell 

den; integrierte (P.A.Möcke 
ModelIierung VOll 1974)42) 
Verkehrsverteilun~ 
und Verkehrsmitte -
wahl 
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Abbildung von 
Angebotsein-
flüssen 

Abhängigkeit der 
Nl1tzullyvon 
Gdclcn leiten, 
von erEnt-
fernung der Reise-
zeitbzw. 
Geschwindigkeit 
und den Reise-
kosten, Einbe-
ziehung neuer 
und bessere 
Nutzungvorhan-
dener Gele~en-
heiten durc I 
Angebotsver-
besserungen 

Auswahlwahr-
scheinlichkeiten 
in Abhängigkeit 
von den jeweil~en 
Fahrzeiten un 
vorgegebenen 
Fahrzeit-Schwell-
werten (bei Über-
schreitung neue 
Wahl) 

Fahrzeiten der 
einzelnen Ver-
kehrsmittel 

40) A.R. Tomazinis, A New Method of Trip Distribution in an Urban Are., in: Highway Research Board Bulletin 347, 
1962, S. 77-79, zit. in: H. Hensell977 (Anm. 20), S. 141. 

41) D. Zumkeller et al, Gesamtverkehrsplan Großraum Nürnberg, Koblenz 1977, zitiert in E. Kutter et al, Ermittlung von 
Variablen und Parametern möglicher Gesamtmodelle für Verkehrsanalyse und Verkehrsprognose auf der Grundlage der 
Amtlichen Statistik (Forschung Straßenbau und Stragenverkehrstechnik Heft 339), Bonn-Bad Godesberg 1981, S. 31. 

42) P.A. Mäcke, Personenverkehr in Stadt und Region - Weiterentwicklung des Algorithmus zur Schätzung der struktur
bedingten Nachfrage, in: Stadt-Region-Land Bd. 30, o.J., S. 22ff., zitiert in: H. Hensel1977 (Anm. 20) S. 139, 161. 
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4. Die Modellstufe Verkehrsmittelwahl 

4.1 Die Determinanten der Verkehrsmittelwahl 

Die Verkehrsmittelwahl hängt von angebots- und nachfrageseitigen Faktoren ab: 

Verkehrsteilung, Modal Split 

Verkehrsmittelwahl 

/ ~ 
Nachfrageeigenschaften Angebotseigenschaften 

Präferenzen 

Anforderungen an quantitative 
Angebotseigenschaften 

Anforderungen an qualitative 
Angebotseigenschaften 

quantitativ: 

Fahrzeit 
Bedienungsfrequenz 
Fahrtkosten 
Zuverlässigkeit 

qualitativ: 

Sicherheit 
Komfort 

Die nachfrageseitigen Einflüsse definieren eine Entscheidungssituation, die von einer grö
ßeren oder ger!.ngeren Zahl von Wahlmöglichkeiten gekennzeichnet ist. Die Erfassung der 
Einflüsse von Anderungen der Angebotsqualität auf die Verkehrsnachfrage betrifft bei der 
Verkehrsmittelwahl zunächst nur die Neuaufteilung vorhandener Verkehrsströme auf die 
einzelnen Verkehrsmittel. Die hier interessierende Fragestellung ist jedoch, ob mit einer sol
chen Neuaufteilung Änderungen der Fahrtenzahl und der gewählten Ziele einhergehen. 
Die Änderungen in der Verkehrsmittelwahl können bei entsprechender ModelIierung gut 
von den Mobilitäts- und Zieländerungen separiert werden. 

4.2 Die ModelIierung der Verkehrsmittelwahl 

Bei der Verkehrsmittelwahl können die in Tabelle 4.1 aufgeführten Modelltypen unterschie
den werden. Wesentliche Untersuchungsobjekte bei der Verkehrsmittelwahl selbst sind die 
Entwicklung der Modal Split-Anteile der einzelnen Verkehrsmittel durch eine Maßnahme, 
die Ausschaltung von Struktur- und Wachstumseffekten bei der Untersuchung von Maß
nahmewirkungen, die Isolierung des Einflusses einzelner Angebotsvariablen auf die Ver
kehrsmittelanteile sowie die stromspezifische Differenzierung der Verkehrsmittelanteile. 
Diese Fragen werden nur von den Alternativenwahlmodellen der Kategorie 3) vollständig 
beantwortet. Da bei der Analyse von Maßnahmewirkungen zunächst vorwiegend die Verla
gerungseffekte relevant sind, wird bei den meisten Alternativenwahlmodellen die Möglich
keit der Mobilitätsänderung ausgespart. Dabei besteht eine größere Wahrscheinlichkeit, 
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Überschätzungen der Maßnahmenwirkungen zu vermeiden. Die im SINDIVITAL-Modell 
einbezogene Mobilitätswirkung beschränkt sich auf den Fall der Reise-Unterlassung bei 
Angebotsverschlechterungen. Zielwahländerungen werden, außer im CSE-Modell, aus den 
gleichen Gründen wie mögliche Mobilitätsänderungen in den Alternativenwahlmodellen 
meist nicht berücksichtigt. Eine gleichzeitige Modellierung verschiedener Stufen findet in 
direct-demand-Ansätzen (Kategorie 1», im SINDIVITAL-Modell, im CSE-Urlaubsreise
und im Mobilitätsdifferenzenmodell statt. Die Trennbarkeit der Niveau- und Verlagerungs
effekte ist jedoch eingeschränkt. 

Tabelle 4.1: Modelle zur Verkehrsmittelwahl 

Modellarr Agsre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele Erfassung von 
gauons- art Mobilitäts- und 
grad Zielwahl-

änderungen 

1) direct- ,sgregiert Fern-und Schätzung einer soziodemogra- ÖPNV-Reagibi- keine explizite 
demand- d~saggre- Nahver- Nachfragefunktion phisch, Reise- litätsunter~ ModelIierung der 
Modelle gIert kehr nach einem Ver- zwecke suchung Stufen 

kehrsmittel (N. Dasguptaetal 
1986)43) 

d!saggre- Fernver- wie vor wievor Anbindungs- integrierte Model-
gIert kehr modell des SPFV lierung von Ver-

(ITP 1982)44) kehrs erzeugung 
und Verkehrs-
mittelwahl, keine 
Trennbarkeit der 
Einflüsse 

2) Zeit reihen- aggregiert Nahver- Anwendung der keine kurz- und lang- keine explizite 
analyse kehr Box-J enkins- fristiges Zeit- ModelIierung 

ARIMA-Teclmik reihenmodell der Stufen 
und der Regressions- (G. Rose 1986)45) 
analr,se auf die (N.L. Nihan et al 
Nac ,frage 1980)46) 

3) Wahlmodelle d!saggre- Nahver- Einordnun~ in soziodemogra- ÖPNV-Maßnah- Schätzung auf 
zwischen gIert kehr Vierstufena gorith- phiseh, Reise- rnenmodell Modellstufe Ver-
Alternativen mus, Schätzung eines zwecke U. Sen~er 1987)47) kehrsmittelwahl, 

Alternativenwahl- Maßna lmenWlr- Ausweis von Ver-
modells kungsmodell bgerungen nach 

(J. deCeaetal Verkehrsmitteln, 
1986)48) Ausschluß von 
Stationen-und Mobilitäts-
Verkehrsmittel- zuwächsen 
wahlmodell 
(N. Harata et al 
1986)") 

43) N. Dasgupta, N. Paulley, A Comparison ofTravei in Three British Cities, in: The Centrc forTransportation Studies (Hg), 
World Conference on Transportation Research, Vancouver 1986, S. 1474-1492. 

44) R. Mück, H.-V. Mann, Anbindungsmodell für den SPFV (Untersuchung im Auftrag der DB), München 1982. 
45) G. Rose, Transit Passenger Response: Short and Long Term Elasticities Using Time Series Analysis, in: Transportation, 

13,1986, Nr. 2, S. 131-144. 
46) N.L. Nihan, K.O. Holmesland, Use of the Box and Jenkins Time Se ries in Traffic Forccasting, in: Transportation, 9, 

1980, Nr. 2, S. 125-143. 
47) V. Senger, Planung und Bewertung von ÖPNV-Maßnahmen im ländlich strukturierten Raum, Vortrag auf der DVWG

Tagung am 17.118. 09. 87 in München. 



18 
Angebots- oder nachfrageseitige Steuerung der Verkehrsnachfrage? -

Das Problem des induzierten Neuverkehrs 

Tabelle 4.1: Modelle zur Verkehrsmittelwahl (F.ortsetzung) 

Modellart Agsre- Verkehrs- Funktionsweise Segmentation Beispiele 
gatlOns- art 
grad 

3) Wahlmodelle d!saggre- Pernver- Alternativenwahl- soziodemogra- Verkehrsmittel-
zwischen giert kehr modell auf der Basis phiseh, Reise- wahlmodell als 
Alternativen der Nutzenmaxi- zwecke, Regionen Nutzenmaxi-

mierung mierungsmodell 
(I'. Kessel, 
W.Röhling 
1986)50) 
Verkehrsmittel-
wahlmodell als 
Nutzenmaxi-
mierungsmodell 

d!saggre- Fernver- I'ivot-I'unkt- soziodemogra- Verkehrsmittel-
giert kehr Analyse von Nach- plüsch, Reise- wahImodell nach 

fral>e- und Einfluß- zweck dem Situations-
varIablen, Simu- ansatz SIND 1-
lotion einer fiktiven VITAL 1982)51) 
Stichprobe 

d!saggre- Pl!rnver- Alternativenwahl- soziodemogra- CSE-Urlaubs-
giert kehr modell auf der Basis fJhisch, nur reisen modell 

der Nutzenmaxi- Zeisezweck (CSE 1981)52) 
mierung Urlaub 

di~aggre- Nahver- relations spezifische soziodemogra- Modell der Mobi-
grIert kehr Bestimmung der phisch litätsdifferenzen 

Laa'1.unstän~erung (w. Stenge! et al 
un cn damIt ver- 1982)53) 
bundenen Mobili-
tätsdifferenzen 

Erfassung von 
MobiIitäts- und 
Zielwahl-
änderungen 

ModelIierung von 
Verkehrser-
zeuguns und Ver-
kehrsmmelwahl, 
Trennbarkeit 

Modellierun& von 
Verkehrsverteilung 
und Verkehrs mit-
tc1wahl, Trenn-
barkeit 

ModelIierung von 
Verkehrser-
zeugung, Ver-
kehrsverteilung 
und Verkehrs-
mittelwahl, 
Trennbarkeit 

Modelltechnisch können Mobilitäts- und Zielwahländerungen nur dann erfaßt werden, 
wenn die Modelle dieser vorgelagerten Nachfragestufen bei Maßnahmenprognosen eben
falls angewendet und dem Alternativenwahlmodell vorgeschaltet werden. 

48) J. de Cea et al, Evaluating Marginal Improvements to a Transport Network: An Application to the Santiago Under
ground, in: Transportation, 13, 1986, Nr. 3, S. 211-233. 

49) N. Harata, K. Ohta, So me Findings on the Applica.tion of I?isaggregate Nested Logit Model to Railway Station and 
Aceess Mode Choice, in: Thc Cent re forTransportauon Studles (Hg), 1986, (Anm. 43), S. 1729-1740. 

50) P. Kessel, W. Röhling et al, Modellentwicklung zur Prognose der Verkehrsnachfrage auf Magnetbahnsystemen (Unter
suchung im Auftrag der MVP), Freiburg 1986. 

51) W. Brög, N. Treinies et al, Individualverhaltensmodell des Personenfernverkehrs auf der Basis des Situationsansatzes 
(SINDIVITAL), (Untersuchung im Auftr~g des BMV), ~1ünchen/Köln 1982. . 

52) Cambridge Systematics Europe, Long Dmance Travel In the Federal Rep. of Germany - Models of Mode and Desti
nation Choice for Holiday Trips and their Application (Untersuchung im Auftrag des BMV), Den Haag 1981. 

53) W. Stenge! et al, Umfang und Ursachen von Verkehrsverlagerungen (Neuverkehr bei der Einrichtung von städtischen 
Schnellbahnstrecken (Untersuchung im Auftrag des BMV), dokumentiert in: G. Aberle, Dokumentation 96, in: 
IV, 35, 1983, S. 325-327. 
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5. Die Modellstufe Verkehrsumlegung 

5.1 Die Determinanten der Verkehrsumlegung 
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Die Wahl des zurückzulegenden Wegs erfolgt bei der hier gewählten sukzessiven Betrach
tungsweise für das jeweils gewählte Verkehrsmittel. Im Vergleich verschiedener Wege ist die 
entscheidende Einflußgräße die Fahrzeit. Bei merklichen Kostenunterschieden zwischen 
verschiedenen Wegen, z.B. im öffentlichen Verkehr durch entfernungsabhängige Tarife, 
spielen auch die Kosten eine Rolle. Widerstände, wie etwa schlechte Ausbauzustände von 
Straßen werden im allgemeinen bei den Fahrzeiten niiterfaßt. Die Wahl der kürzesten Route 
wird vor allem im Individualverkehr von der subjektiven Einschätzung bestimmt. Diese un
terliegt möglichen Fehlschätzungen durch fehlende Ortskenntnis und falsche Beurteilung 
des Belastungszustandes. 

5.2 Die Modellierung der Verkehrsumlegung 

Hier existieren im wesentlichen drei Verfahren, die den Einfluß der Angebotsqualität auf die 
Verkehrswegewahl in unterschiedlicher Genauigkeit abbilden: 54) 

1) Reine Bestwegumlegung (Wahl der zeitkürzesten Route ohne Beschränkung), 

2) Bestwegumlegung unter Beachtung belastungsabhängiger Eigenschaftsänderungen 
und Kapazitätsbegrenzungen (capacity-restraint-Verfahren), 

3) Wahl mehrerer Routen unter Beachtung belastungsabhängiger Eigenschaftsänderun-
gen und Kapazitätsbegrenzungen. 

Für die hier relevante Fragestellung angebotsbedingter Verkehrszuwächse ist die reine Ver
kehrsumlegung weniger wichtig, da eine Veränderung der Wegewahl kaum eine Aussage 
über Niveau und Richtung der zugrundeliegenden Verkehrsströme zuläßt. 

6. Ergebnisse zum Einfluß der Angebotsqualität auf die Verkehrserzeugung 
und Verkehrsverteilung 

6.1 Vorhandene statistische Analysen 

In diesem Abschnitt werden Beobachtungs- und Modellergebnisse zu Verkehrserzeugung 
und Verkehrsverteilung, also zu induziertem Neuverkehr bezüglich Verkehrsaufkommen 
und Verkehrsleistung (Zieländerung mit Erhöhung der Reiseweite) dargestellt. Die Ergeb
nisse liegen häufig zusammen für beide Modellstufen vor, so daß die aus systematischen 
Gründen in den vorhergehenden Abschnitten vorgenommene gliederungsmäßige Trennung 
zwischen den einzelnen Modellstufen bei der Ergebnisdarstellung nicht angebracht ist. In 
Tabelle 6.1 sind die Ergebnisse nach der Art ihrer Ermittlung und Verarbeitung systemati
siert. Neben Modellergebnissen sind statistische Analysen und Abschätzungen von Vcr-

54) Vgl. M. Ueberschaer, Die Auf teilung der Verkehrsströme auf verschiedene Pahrtwcge im Stadtstraßennetz (Stadt
Region-Land Bd. 15), Aachen 1971, S. 1-44; H. Hensell977 (Anm. 20). 
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kehrszuwächsen aufgenommen. Sofern nichts anderes vermerkt ist, bezieht sich die Bezeich
nung "induzierter Neuverkehr" auf das Aufkommen. Neu induzierte Verkehrsleistung ist ent
sprechend gekennzeichnet. Der erste Gliederungspunkt in Tabelle 6.1 sind psychologische 
Erklärungsansätze. Sie erfassen das Problem der Angebotssteuerung der Verkehrsnachfrage 
vom Standpunkt der individuellen Motivation aus. Eine quantifizierte Kausalerklärung lie
fern sie nicht. Der zweite Teilabschnitt von Tabelle 6.1 enthält statistische Analysen. Ihre 
Aussagefähigkeit ist durch die oft nicht deutliche Definition der entsprechenden Ausgangs
menge an Fahrten bzw. Fahrleistungen eingeschränkt. Die Abgrenzung des jeweils ausge
wiesenen "induzierten Neuverkehrs" bleibt meist unklar. Zur Vollständigkeit wurde eine 
globale Statistik des Pkw-Verkehrs und des Verkehrs aller Verkehrsträger in der BR Deutsch
land mit aufgenommen. In Tabelle 6.2 sind die quantitativen Ergebnisse der statistischen 
Analysen nochmals zusammengefaßt und um eine Elastizitätsberechnung ergänzt. 
Die sehr hohen Zahlenwerte für induzierten Neuverkehr aus den Untersuchungen zur fran
zösischen TGV-Einführung und zu Verbesserungen im britischen Ie-System erscheinen 
durch eine unklare Abgrenzung zwischen Routenumlenkung, Änderung der Verkehrsmit
telwahl sowie induziertem Neuverkehr verursacht. Diese unklare Abgrenzung hängt ihrer
seits mit der bei Analyse von Einzelrnaßnahmen häufigen Begrenzung des Untersuchungs
raums auf den unmittelbar betroffenen Korridor zusammen. Dadurch werden großräumige 
Routenverlagerungen im Durchgangsverkehr sowie Zielwahländerungen im Durchgangs
und Zielverkehr als neu induziertes Aufkommen erfaßt. In den TGV- und IC-Untersuchun
gen wird zudem nicht nach Mobilitäts- und Zieländerung differenziert. Die ermittelten 
Prozentzahlen schwanken sehr stark zwischen den einzelnen Untersuchungen: Sehr nied
rige Anteile induzierten Neuverkehrs am gesamten Nachfragezuwachs von 0-2% kommen 
ebenso vor wie relativ hohe Anteile zusätzlicher Mobilität (bis 75%). Die bei einzelnen 
Straßenbauten genannten Anteile von bis zu 100% Neuverkehrsanteil sind auf eine enge 
Definition des Untersuchungsraumes und auf fehlende Abgrenzung, teilweise auch auf 
Trendeinflüsse der Komponenten des induzierten Neuverkehrs zurückzuführen (TGV, sta
tistische Globaldaten). Ähnliches gilt für die Ie-Untersuchungen von Großbritannien und 
die TGV-Analyse von L. Kermann. Die Shinkansen-Untersuchung und die ÖPNV-Studie 
Hannover/München mit dem Mobilitätsdifferenzenmodell fassen den Untersuchungsraum 
ebenfalls recht eng, grenzen aber die Komponenten genauer ab. Die abgeleiteten Elastizitä
ten sind in der Höhe verzerrt, weil nur für die Untersuchungen mit sehr hohen Mobilitäts
zuwächsen Daten zur Berechnung verfügbar sind. 
Für die Erhöhung der Reiseweite bzw. Änderung der Zielwahl wird nur bei der Ie-Untersu
chung GB (5-15% der Nachfragezuwächse), bei der Shinkansen-Analyse (9% der Nachfra
gezuwächse) bzw. der Untersuchung neuer Linien in München (15% der Nachfragezu
wächse) ein Wert angegeben, ohne daß der Zuwachs der Entfernung quantifiziert wird. 
Die Aussagen zum sekundären induzierten Neuverkehr von A. Bonnafous über den TGV, 
von C.K. Orski über Toronto und von H.-G. Kuchenbecker über Autobahnbauten in der 
BR Deutschland sind ebenfalls durch eine kleinräumige Fassung des Untersuchungsraumes 
gekennzeichnet. Eine Umsetzung in von Strukturänderungen verursachte Verkehrszu
wächse erfolgt nicht. 
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Tabelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkeh rsverteilung 

Analyse- Verkehrs Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-
Zielwahl verkehrs 

1) ~sychologische Nah-und IV vor allem Infra- SteiJ;erung auf der primär G.W. Heinze, 
'rklärung Fernver- strukturausbau BasIs konstanten sekundär 197855) 

kehr We~ezeitbudgets P. Cerwenka, 
(keme Trennun~ 198756) 
zwischen Mobi i: P. Cerwenka, 
tätszuwächsen 198857) 
und reiner Ver-
kehrsleistungs-
steigerung) 

2) statistische Ex Fernver- Eisen- Beschleunigung der Nachfrageer- J.G. Smith 1972 

21 

~rimär, keine post-Analyse kehr bahn Strecke London- höhung + 18% bzw. H. Wege! 197858) 
Glasgow (640 km): 

rennungvon 
+28%,Anteile Zieländerungs- G. Würdemann, 

Durc schninsgeschw. des Neuverkehrs: und Verlagerungs- 198261 ) 
91-> 105 km/h induzierter Neu- wirkungen 
(Fahrzeit-13%, verkehr 40-75% , 
um 1970), Durch- Verlagerungen 
schnittsgeschw. von anderen Ver-
108-> 128km/h kehrsträgern 
(Fahrzeit-16%, 30-50%, Routen-
um 1977) umlenkung 5-15% 

Eisen- Einführung eines Nachfrageer- lfimär, keine H. Adler 198059) 
bahn IC-Systems (BR höhung+8% rennungvon 

Deutschland 1979) (Aufkommen) Zieländerungs-
Erhöhung der Durch- bzw. +5% und Verlagerungs-
schnittsgeschw. (Leistung) wirkungen 
nicht quantifiziert 

Eisenbahn Erweiterung eines Anteile des Ver- primär, Au~lie- K. Hoffmann, (Shin- Hochgeschwindig- kehrs: 6% neu in- Clerun1\ des er- 1981 60) 
kansen) keitsnetzes duzierter Verkehr kehrs III induzier-

Gapan 1975) 8~% Verlagerungen', ten Neuverkehr 
9 Yo sonstiges undVerla-
(z.B. Zielände- gerungen 
rung) 

55) G.W. Heinze 1978 (vgl. Anm. 8), S. 19,35. 

56) P. Cerwenka, Mobilität im ~pannu.ngsfeld zwischen Wertewandel und Sachzwang, in: H. Lelml;!nl1 (Red.), Wertewandel 
und Personenverkeh~ (Sch~lftenrelhe der DVWG Bel. B 100), Bergisch Gladbach 1987, S. 47-68, besonders S. 51-63. 

57) ders., Der Verkehrslllgellleur als Nachtwandler zwischen 1hdition, No Future und New Age, in: IV, 40, 1988, 
S. 235-239, besonders S. 236. 

58) G. Smith, Die Auswirkungen von Geschwindigkeitserhöhungen auf das Verkehrsaufkommen, in: Schienen der Welt, 
1972, S. 707-717; H. Wege!, Verkehrsmodelle und Erfahrungen Zur Erfassung des Mehrverkehrsaufkommens im Schie
nenverkehr (interner Bericht der OB), Mainz 1978. 

59) H. Adler, Ein Jahr Intercity - jede Stunde - jede Klasse, in: Die Bundesbahn, 56, 1980, S. 385-388. 
60) K. H~ffmann, Rau~strl1kturelle Widnlllgen von Schnellfahrstrecken (MFPRS-Projekt), Bonn 1981. 
61) G. Wurdemann 198_ (vgl. Anm. 1), S. 41, 49, 68; H. Wegel1978, S. 4f., J.G. Stllith 1972, S. 712, (vgl. An1l1. 58). 
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'E1belle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu~ 

Zielwahl verkehrs 

2) statistische Ex Pernver- Eisen- Neubau von Hoch- Mobilität durch primär, sekun- L. Kermann, 
post-Analyse kehr bahn geschwindigkeits- TGV Südost 1980- oär, keine 198662) 

(TGV) strecken (Frankreich 1984+49% (keine Trennung von 
1981), Fahrzeitver- Aussage über in- nachfrageseitigen 
kürzuns Paris-Lyon ternen Split kon- Mobilitätswir-
(eigenthche ventionelle Bahn kungen, Ziel-
Strecke) -46% - TGV), Prognose änderungen, 
Paris-Dijon -34% fürTGV Atlantik: Routenwahl-
Paris-Marseille -36% Mobilität: änderungen 

+30-35% 

Eisen- Neubau von Hoch- Erhöhung der primär, keine A. Bonnafous, 
bahn geschwindigkeits- Reisenohne wnaue Quanti- 198763) 

(TGV) strecken (Frankreich Übernachtungen izierung der 
1981), vgl. vorheri- (in der Summe der Mobilitäts-
gen Beitrag (L. Ker- Reisezwecke und änderung, keine 
mann 1986)62) Verkehrsträger) Trennung von 

von42auf55%, Ziel änderungs-
Rückfiang der wirkungen 
Hote übern ach-
tUlllcn in Orten 
an er Strecke, 
E.rhöhung der 
Ubernaclitul,en 
um bis zu 40° () in 
Tourismuszentren, 
Erhöhung des 
Anteils der Ge-
schäftsreisenden 
von 32 auf36% 

Wegfall der Erfor- sekundär, keine A. Bonnafous, 
dernis zum Um- Quantifizicrung 198763) 

zug nach Paris 
für Unternehmen 
in peripheren 
Regionen wesen 
besserer Errelch-
barkeit 

Nah-und Straße örtlich begrenzte Verkehrssteige- lfrimär, keine G. Würdemann, 
Fernver- Neubauten (Brücken rungen zwischen rennun~voJ1 198264) 

kehr und Tunnel) in DK, 40 und 400% mit Ziel-, Ver ehrs-
D,USA,NL,S "Neuverkehrs- mittel-und 
1962-1978 Anteilen" Routenverlage-

zwischen 65 und rungen 
100% 

62) L. Kermann, Vom TGV Südost zu:" TGV Atlanti~, in: Eisenbahntechn. Ru~dsehau 35, 1986, S. 295-302; A. Bonnafous, 
The Regional Impact of theTGV, m: TransportatlOn, 14, 1987, S. 127-138, eIgene Berechungen. 

63) A. Bonnafous 1987 (Anm. 62), hier S. 132, 135, 136. 
64) Zusammengestellt nach G. Würdemann 1982 (vgl. Anm. 1). S. 45f. 
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Tabelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-

Zielwahl verkehrs 

2) statistische Ex Nah-und Straße Fahrzeitreduk- 1960-1990 leichte primär, sekun- Verkehr in Zahlen 
post-Analyse Fernver- tion (flächendecken- Zunahme der (jär, keine Infor- 1991, S. 305-31165) 

kehr de Straßennetzaus- We«emobilität + mation über 
bauten in der Fu wegsubstitu- Einflüsse dei· 
BR Dtld, Verbesse- tion = starker nicht fahrzeitbe-
rung der Fahrzeug- Zuwachsder din~ten Faktoren 
technik) Fahrten/Einwoh- (SteIgerung der 

ner und Arbeits- Pkw-Verfülj,bar-
ta~um+92% keit) keine ren-
iP w)/+55% nung nachfraTIe-
aBe Verkehrs- seiti!;er Mobi i-

träge1 und Steige- tätsemflüsse 
rung er durch-
schn. Reiseweite 
um + 67% (Pkw)/ 
+61% (alle Ver-
keImträger) 

Nahver- Stadtbahn/ Einrichtung neuer Hannover: keine primär, Aufglie- Modell der Mobi-
kehr U-Bahn Linien eindeutie Mobi- (jerung in Mobi- litätsdifferenzen 

litätsän erung, litätsänderung, (Wo Stengel et aI, 
München: Anteile Zieländerung, 1982)66) 
des Neuverkehrs: Verlagenm\von 
30% induzierter anderen Ver ehrs-
Neuverkehr, 15% tr~ern (Routen-
Zieländerung, än erung nicht 
55% Verlagerung relevant, da nur 
von anderen Ver- Neuverkehr 
kehrsträgern f,egenüber bis-
(einschl. Fußwef leriffem ÖPNV 
und Radfahrtsu - erfa t) 
stitution) 

Nahver- städtische Einrichtung neuer Begünstigung der sekundär, keine C.K.Orski, 
kehr U-/S-Bahn Linien Ar eitsstätten- Trennung von 198067) 

verdichtung in nachfrageseitigen 
ÖPNV-Korrido- Mobilitätsände-
ren (Toronto: rungen und Ein-
1959-1969 flüssen der Struk-
90% aller Büro- turpolitik 
neubauten in S-
Bahn-Korridor) 

65) Verkehr in Zahlen, 1991, S. 305-311, Fischer Wcltalmanach 1992, S. 263, eigene Berechnungen. 
Die zugrundeliegenden Werte sind: 250 Arbeitstage, ßevölkerung 1960 55,4 Mio., 1960 15,3 Mrd. Pkw-Fahrten, 
196023,0 Mrd. Fahrten insgesamt, Bevölkerung 199063,6 Mio., 199033,5 Mn!. Pkw-Fahrten, 40,9 Mrd. Fahrten ins
gesamt, d.h. Fahrten pro Einwohner und Arbeitstag 1960 1,10 (Pkw), 1,66 (insgesamt), 1990 2,11 (Pkw), 2,57 (insge
samt), durchschn. Reiseweite 1960, 10,6 km (Pkw), 11,0 km (insgesamt), 199017,7 km (Pkw), 17,7 km (insgesamt). 

66) Wo Stenge! et al 1982 (Anm. 53), passim. 
67) C.K. Orski, The Federal Rail Transit Poliey: Rhetoric or Reality; in: Transportation, 9, 1980, S. 57-66, hier S. 60f. 
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Tabelle 6_1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Artdes indu- Quelle 
Metnode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-

Zielwahl verkehrs 

2) statistische Ex Nah-und Straße Autobahnbauten in konstante Mobili- sekundär, keine H.-G. Kuchen-
post-Analyse Fernver~ derßRDtld: tätsraten; erhöhte Trennung von all- becker198168) 

kehr Beschäftigung gemeinen Wirt-
und Siedlungs- schaftsentwick-
dichte um neue lungen 
BAB 

A 48 Koblenz- in 30-km-Korri-
Trier (1960-1975) dor um Autobahn 

1961-1978 Be-
schäftigte + 36 % 

A61 Hockenheim- im RaUfl1 um 
Koblenz, Autobahnkreuz 
A63Mainz- Alzey ßeschäf-
Alzey tigte + 100% in 

fünfJahren 

verschiedene ßAB- erste achtjahre Korridorbericht 
Neubauten in der nach ßau: 6 Ar- Verkehrsinvesti-
BRDtld.1950-1970 beitsr,Iätze Ero tionen69) 

km, olgen e acht 
Jahre: 4,6 Arbeits-
plätze/km 

3) Ex ante-Schät- Nahver- ÖPNV Fahrzeitreduktion konstantes Reise- lfrimär, keine Anwendung des 
zungen und kehr durch Investitionen zeitbudget, Um- rennungvon standardisierten 
-Prognosen rechnung in zu- nachfrageseitigen Bewertullysver .. 

sätzliche Fahrten, Mobilitätsände- fahrens Ö 'NV70) 
Anwendun11ä!le: rungen und von (M. Pfeifle, 
Anteile des eu- Routenwahl- W. Vogt 1989)71) 
verkehrs: 60-70% änderungen 
induzierter Neu-
verkehr, 30-40% 
Verlagerungen 
vom IV 

Nahver- a!leVer- Pahrzeitverbesserun- Mobilitätszu- primär, sekundär Generalverkehrs-
kehr kehrs- gen durch Investi- wachs über alle (da lan&fristig), plan Erlangen 

träger tionen und or~ani- Verkehrsträf,er aber kemeTren- 198572) 

satorische Ver esse- + 1 % hroJa 1f, nung zwischen 
rungen Verke !rsleistung beiden, keine 

+2,5% projahr Trennung von 
nachfrageseit. 
Mobilitätsein-
flüssen 

68) H.-G. Kuchenbecker, Autobahnbau olme regionalwirtschaftl. Perspektive, in: Informationen zur Raumentwicklung, 
1981, Nr. 3/4, S. 200ff., hier S. 207f. 

69) BMV (Hg), Korridorbericht, Untersuchungen über Verkehrsinvestitionen in ausgewählten Korridoren der Bundes
republik Deutschland (Schriftenreihe des BMV, Heft 47), Bonn-Bad Godesberg 1974. 

70) Der BMV (Hg), Standardisierte ßewertung von Verkehrswegeinvestitionen des öffentlichen Personennahverkehrs
Anleitung, Bonn-Bad Godesberg 1988. 

71) M. Pfeifle, W. Vogt, Gibt es "induzierten Verkehr"?, in: IV, 41,1989, S. 237;242. . . . 
72) o.v., Generalverkehrsplan Erlangen, Analyse, Erlangen 1985, Schlußbencht, Erlangen 1986/87, Zlt. m: M. Pfe!fIe, 

W. Vogt 1989, (Anm. 71), S. 243. 
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Tabelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-

Zielwahl verkehrs 

3) Ex ante-Schät- Nah-und Straße Fahrzeitreduktion konstantes Reise- primiif R. pfleiderer 
zungen und Fernver~ durch Investitionen zeitbudget, Fahr- 198973) 
-Prognosen kehr leistun~steige-

rung = 'ahrzeit-
ersparnis" durch-
sehn. Treibstoff-
verbrauch 

Nah-und Straße BAB- Nutzenermittlung sekundär ßVWP-ßewer-
Fernver- Neubau (NR2) durch tung 198674) 
kehr maximale Zu nah-

mevon6,7 Ar-
beitsklätzen pro 
Strec en-km ohne 
direkte Quanti-
fizierung der da-
durch verursach-
ten Verkehrszu-
wächse 

25 

Nahver- Straße Fahrzeitver- (Jbertragung des trimär, keine Studie Mittlerer 
kehr besserung durch OPNV-Verfah- rennunr; nach- Ring München, 

Neubau rens mit konstan- frageseiuger 0.].75) 

tem Reisezeitbud- Mobilitätsein-
get, Anteil indu-
zierten Neuver-

flüsse 

kehrsvon 1,3% 
am Gesamtverkehr 

Nah-und Straße Zehn Lücken- Erfassung von sekundär, keine W. Hahn") 
Fernver- schlüsse im BAB- Erreichbarkeits-, Quantifizierung 
kehr und Bundesstraßen- Beschäftigungs- von Verkehrszu-

netz (BVWP 1985) und Einkom- wächsen 
mensverbesserun-
~enfürdie 

etroffenen 
Regionen 

73) R. Pfleiderer, Leserbrief als Erwiderung aufM. Pfeifle, W. Vogt 1989, (Anm. 71), in: IV, 41,1989, S. 344. 
74) H. Platz et al, Gesamtwirtschaftliche ßewertung von Verkehrswegeinvestitionen (Untersuchung im Auftrag des BMV, 

Schriftenreihe des BMV, Heft 69), Bonn-Bad Godesberg 1986, S. 51, in Anlehnung anJ. Frerich et al, Die Raumwirt
schaftlichen Entwicklungseffekte von Autobahnen, BAß Karlsruhe-Basel (Forschung Straßen bau und Straßenverkehrs
technik, Heft 193), ßonn-Bad Godesberg 1975 sowie ders., Die regionalen Wachstums- und Struktureffektc von Auto
bahnen in Industrieländern (Verkehrswissenschaftliche Forschungen, ßd. 28), Berlin (West) 1974. 

75) o.V., Planungsstudie mittlerer Ring, Teil 1-Verkehr (Untersuchung im Auftrag der Stadt München), 0.0., o.J., zit in: 
M. Pfeifle, W. Vogt 1989 (Anm. 71), S. 243. 

76) W. Hahn, Die regionalwirtschaftliche Bedeutung ausgewählter Pernstraßenprojekte (Untersuchung im Auftrag des 
ßMV, München 1986), dokumentiert in: G. Aberle, Dokumentation 130, in: IV, 39, 1987, S. 5-7. 
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Ihbelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu~ 

Zielwahl verkehrs 

3) Ex ante-Schät- Nah-und Straße Bau einer BAß oder Ableitung von sekundär G. Steierwald, 
zungen und Fernver- einer vierspurigen Erreichbarkeits- keine Quantifi- J. Schönharting, 
-Prognosen kehr Bundesstraße Pirma- und ßeschäfti- zierung von Ver- G. Aberle 198577) 

sens - Karlsruhe gungsverbesse- kehrszuwächsen 
rungen, För-
derun\des Pen-
delns, eine För-
derung der mittel-
fristigen Abwan-
derung per saldo 

Fernver- Eisen- Neubau von Hoch- Beschäftigungs- sekundär G.H.M. Evers 
kehr bahn geschwindigkeits- wirkungen, Mo- et al 198778) 

strecken Amster- bilitätsratefür 
dam - Hamburg: Geschäftsreisen 
Höchstg. 200 km/h: Beschäftigung in 
Fahrzeit-53%; Nord-D +0,37%, 
Höchstg.160km/h: Nord-NL +0,20%, 
Fahrzeit -41 % NLges. +0,12%, 

D gesamt, Nord-F, 
DK, B +0,02-0,10% 
(200km/h), 
Beschäftigung in 
Nord-D +0,20%, 
Nord-NL+O,18%, 
NL ges. + 0,07%, 
D lesamt, Nord-F, 
D ,ß+O,01-0,05% 
(160km/h) 

4) Verkehrserzeu- Nah-und alle Ver- - keine Anwendung krimär, sekundär, P.A.Mäcke, 
gun~smodelle Fernver- kehrs- speziell zur Er- eine Quantifi- 1969/7225) 

mit Zegression kehr träger mitdung von in- zierung von Ver- ITP 198826) 

auf Struktur- duziertem Neu- kehrszuwächsen H. Hautzinger, 
daten und An- verkehr W. Röhling et aI, 
gebots eigen- 1988,17) 
sc haften 

5) Verkehrserzeu- Nah-und alle Ver- - keine An~endung primär, keine H. Hautzinger, 
gun~smodelle Fernver- kehrs- speziell zur Er- Qu.ntifizierung 198231 ) 

als elegen- kehr träger mitdung von in- von Verkehrszu- W. Ruskc 197327) 

heitcnvertei- duziertem Neu- wächsen 
Iungsmodelle verkehr 
für Aktivitäten 

77) G. Steierwald, J. Schönharting, G. Aberle et al, Bundesfernstraße Pirmasens-Karlsruhe, R.umstrukturelle Wirkungen 
(Untersuchung im Auftrag der Straßenbauverwaltung Koblenz), Stuttgart/Gießen 1985, S. 201, 255, 286. 

78) G.H.M. Evers et aI, Regional Impacts of New Transport Infrastructure: a Multi-Sectoral Potentials Approach, in: 
Transportation, 14, 1987, S. 113-126, besonders S. 113. 
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Tabelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-

Zielwahl verkehrs 

6) Verkehrserzeu- Fernver- alle Senkung der verall- bei Senkunr primär H. Hatltzinger, 
gungsmodelle kehr fcmeinerten Kosten Fahrtenzah +8%, W. Röhling et aI, 
als Nutzen- aus Kosten und durchsehn. Reise- 198817),79) 

maximierungs~ fahrzeiten zusam- weite + 11 %, bei 
modelle mengesetzt)um 10%, Erhöhung: 

Erhöhung der ver- Fahrtenzahl-7%, 
allgemeinerten durchsehn. Reise-
Kosten um 10% weite-l0% 

7) Verkehrsver- aggregiert Fernver- Einführung einer keine Neuberech- primär P. Kessel, 
teilungsmo- kehr Ma~netbahn mit nung der Ver- W. Röhling et al, 
dellemi~lt fun amentalen Fahr- kehrswrteilung 198635) 

samtmo alcln zeitverbesserungen nach Einführung, 
Widerstands- gegenüber Bahn nur Verlagerun-
ansatz und Pkw fien von Luft, 

ahn und Pkw 

8) Verkehrsver- Nahver- IV (Verschlechterung) Anteile der Ver- primär (induzier- D.Zumkeller 
teilungs mo- kehr Energiepreisver- kehrs abnahme te Unterlassung et al 197780) 

delle mit Dif- dreifachung des IV: 19% weg- von Verkehr) 
ferenzieruny fallende Fahrten 
derZielwah (=3% derlV-
nach Verkehrs- Fahrten = Mobili-
trägern tätsreduktion um 

1,5% ins~esamt), 
50% Ver agerung 
zum Öv, 31 % Ver-
lagerung zu Rad/ 
Fuß, Abnahme 
der Verkehrslei-
stung im IV um 
55% (davon 47% 
durch Zielände-
run~, Abnahme 
der erkehrs-
leistun~von 
ÖV+I um6% 

79) H. Hautzinger, W. Röhling et .11988 (Anm. 17), S. 152-154. 
80) D. Zumkeller et al, Simulation der Auswirkungen einer Energieverknappung in regionalen Verkehrssystemen eines 

ßallungsraumes (Untersuchung im Auftrag des ßMV), Koblenz 1977 (aufbauend auf den Modellen und Daten zum 
Gesamtverkehrsplan Nürnberg (Anm. 41». 
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Tabelle 6.1: Bedeutung von Angebotseinflüssen für die Verkehrserzeugung und 
Verkehrsverteilung (Fortsetzung) 

Analyse- Verkehrs- Verkehrs- Angebotsver- Änderung der Art des indu- Quelle 
Methode art träger besserung Mobilität/ zierten Neu-

Zielwahl verkehrs 

9) Verkehrsmittel- Fernver- IV (Verschlechterung) Haushalte mit primäuindu- SINDIVITAL 
wahlmodelle kehr Energiepreisver- Pkw: Unter- zierte nterlas- 198281 ) 

als Alternati- doppelung lassung der Reise sungvon Verkehr) 
venwahl- 30,2-31,5% 
modelle Wechsel zur Bahn 

2,5-3% 

Geschwindigkeits- Unterlassung der 
begrenzung ReiseO,4%, 
110 km/h auf BAB Wechsel zur Bahn 

0,5-0,6% 

Fernver- Magnet- Neubau Magnet- Neuaufkommen kein induzierter P. Kessel et al, 
kehr bahn/ bahn zu 100% von Neuverkehr, nur 198882) 

Bahn Dortmund- anderen Verkehrs- neue Auf teilung 
München(l) mitteln verlagert: vorhandener Ver-
Hamburg- kombiniertes kehrsströme auf 
München (2) System Bahn + die Verkehrs-

Magnetbahn mittel 
gegenüber Bahn: 
Aufkommen 
+19% (l)bzw. 
+34%(2), 
Leistung 
+28% (l)bzw. 
+47% (2) 

81) SJNDIVJTAL 1982 (vgJ. Anm. 51), Tabellen III 9, III 10. 
82) P. Kessel, H.-P. Kienzier et al, Magnetbahn-Nachfrageprognosen im Korridor Dortmund - München und Hamburg

München (Untersuchung im Auftrag des Konsortiums AnschubgruppeTransrapid), Freiburg 1988, passim. 
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Tabelle 6.2: Quantitative Ergebnisse der statistischen Analysen: Zusammenfassung und 
Elastizitäten primärer induzierter Neuverkehr 

IlFahrzeit IlPreis IlAuf- Elastizität Anteil induz. IlLeistung Elasti- Anteil induz. 
kommen I) Neuverkehr zidt Neuverkehr 

(Aufkommen)') (Leistung)') 

JC-Verkehr -13% - +7-+14%2) -0,53 - -1 ,08 40- 75% - - 5-15%J) 
GB 1970, 1977 -16% - +11-+21% -0,69 - -1 ,31 - - - -

IC-System - - (+8%) - - - - -
BRDtld.1979 

Shinkansen- - - - - 6% - - 9%5) 
Erweiterung 1975 

TGVSüdost -46%6) - +49% -1,06 - - - -
Frankreich -34% - +49% -1,44 - - - -
1981-1984 

Straßen-Brücken - - +26-+400% - 65-100% - - -
und Tunnels 
BR Dtld., DK, USA 
NL, S 1962-1978 

Mobilitäts- - - - - 30% - - 15% 
differenzen 
ÖPNV1982 

1) Il Aufkommen als zusätzliche Mobilität, Il Leistung als zusätzliche Leistung ohne Verlagerung, bezogen auf Ausgangs-
niveau des jeweiligen Verkehrsträgers, in Klammern: Gesamtnachfragezuwachs 

2) Neuverkehrsanteile . Gesamtnachfragezuwachs 
3) einschließlich Routenverlagerung 
5) Zieländerung 
6) je nach Abgrenzung des Untersuchungsraums 
7) Anteil des induzierten Neuverkehrs (bzgl. Aufkommen/Leistung) am gesamten Nachfragezuwachs 

Tabelle 6.2: Quantitative Ergebnisse der statistischen Analysen: Zusammenfassung und 
Elastizitäten sekundärer induzierter Neuverkehr 

Il Beschäftigung Il Übernachtung Verkehrszuwachs 

TGVSüdost +40%4) 
Frankreich 
1982-1984 

S-Bahn Toronto 
1959-1969 

BAB-Neubauten +36% in 17 Jahren 
1960-1978 + 100% in 5 Jahren 

BAB-Neubauten erste 8Iahre 
1950-1970 6 ArbP /km, 

nächste 8 {ahre 
4,6 ArbP /km 

4) parallel Erhöhung des Anteils von Reisen ohne Übernachtung von 42 auf 55% 
6) in verschiedenen Untersuchungsräumen 
8) keine Quantifizierung der Beziehung Verkehrszuwachs - Strukturdaten 

8) 

8) 

8) 

8) 

sonst. Aussagen 

90% Büro-Neubauten 
im S-Bahn Korridor 
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Die Bedeutung induzierten Neuverkehrs wird erst realistisch beurteilbar, wenn durch eine 
netzweite Betrachtung eine Beziehung zur vorhandenen Nachfrage hergestellt wird und die 
relative Nachfragesteigerung maßnahmeübergreifend ermittelt werden kann. 

6.2 Vorhandene Prognosemodelle 

Unter diese Gruppe zählen Ex-ante-Schätzungen und Prognosen (3), Verkehrserzeugungs
modelle mit Regression auf Strukturdaten und Angebotseigenschaften (4), Verkehrserzeu
gungsmodelle als Gelegenheitenverteilungsmodelle für Aktivitäten (5), Verkehrserzeu·· 
gungsmodelle als Nutzenmaximierungsmodelle (6), Verkehrsverteilungsmodelle mit ge
samtmodalem Widerstandsansatz (7), Verkehrsverteilungsmodelle mit Differenzierung der 
Zielwahl nach Verkehrsträgern (8) und Verkehrsmittelwahlmodelle als Alternativenwahl
modelle (9). Eine Zusammenfassung der quantitativen Ergebnisse und eine Elastizitätsbe
rechnung erfolgt in Tabelle 6.3. Primärer induzierter Neuverkehr als zusätzliche Mobilität 
wird von dem standardisierten Bewertungsverfahren ÖPNV «3) 60-70% induzierter Neu
verkehrsanteil), vom Generalverkehrsplan Erlangen «3) + 1 % Mobilitätszuwachs pro Jahr 
ohne Eliminierung von nachfrageseitigen Trendeinflüssen), von der Münchner Studie zum 
Mittleren Ring «3) 1,3% induzierter Neuverkehrsanteil) und vom beim Nutzenmaximie
rungsmodell von H. Hautzinger, W. Röhling et al «6) +8% Mobilitätszunahme) analysiert. 

Das Gegenteil, wegfallende Mobilität, wird vom Nutzenmaximierungsmodell «6) -7% 
Mobilitätsabnahme), von D. Zumkeller «8) 19% Anteil wegfallende Mobilität) und vom 
SINDIVITAL-Modell «9) -30% bzw. -0,4% Mobilitätsabnahme) ermittelt. 

Die Elastizitäten schwanken im gleichen Ausmaß wie die Aufkommenszunahmen. Primä
rer induzierter Neuverkehr als Verkehrsleistungszunahme erscheint beim Generalverkehrs
plan Erlangen «3) +2,5% Leistungszuwachs pro Jahr), bei R. pfleiderer «3) ohne Quanti
fizierung), beim Nutzenmaximierungsmodell «6) durchschnittliche Reiseweite 
+11 %/-10%) sowie bei D. Zumkeller «8) -6% Leistungsreduktion). 

Zum sekundären induzierten Neuverkehr liefern die Ansätze aus dem BVWP-Bewertungs
verfahren «3) 6,7 Arbeitsplätze pro km BAB-Neubau), von W. Hahn «3) keine Quantifizie
rung), von Steierwald, Aberle et. al. «3) keine globale Quantifizierung von Beschäftigungs
effekten) und von G.H.M. Evers et. al. «3) +0,01 % -+0,37% Beschäftigung in von Eisen
bahn-Hochgeschwindigkeitsverbindungen betroffenen Regionen) Informationen. Eine 
Quantifizierung der aus Beschäftigungseffekten resultierenden Aufkommens- bzw. Lei
stungszuwächse erfolgt nicht. Der Generalverkehrsplan Erlangen stellt keine Beziehung 
der abgeleiteten Aufkommens- und Leistungserhöhungen zur Siedlungsstruktur her, ob
wohl er durch den langen Untersuchungszeitraum die Möglichkeit dazu hätte. 
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Tabelle 6.3: Quantitative Ergebnisse der Prognosenmodelle: Zusammenfassung und Elasti
zität primärer induzierter Neuverkehr 

.:l.Fahr- .:l.Preis .:l.Auf- Ebsti- Anteil .:l.Lei- Elasti- Anteil .:l. Reise- Elasti-
zeit kommen zität induz. stung zität induz. 

Neuverkehr Neuverkehr 
(Auf- (Auf-

kommen)'" kommen)** 

3) standardisiertes - - - - 60-70% - - -
Bewert.-Verf. 
ÖPNV1989 

GenVl' - - +1%/a - - +2,5%h - -
Erlangen 1985 

Studie Mittlerer - - - - 1,3% - - -
RingMünchen 
o.J. 

6) H. Hautzinger, -10%" -10%* +8% -0,80 - - - -
W.Röhling +10% +10% -7% -0,70 - - - -
etal1988 

8) D. Zumkdler 
etal1977 

- +200% -3% -0,02 19% -6% -0,03 13% 

9) SINDIVITAL - +100% -31% -0,31 89% - - -
1982 +15%)HH~ - -1% -0,07 40% - - -

* Änderung der aus Fahrzeiten und Kosten bestehenden verallgemeinerten Kosten 
"" Anteil des induzierten Neuverkehrs (bzgl. Aufkommenileistung) .m gesamten Nachfragezuwachs 
*** Geschwindigkeitsbegrenzung 110 kmlh auf BAB in Fahrzeiterhöhung +15% umgesetzt 

weite zität 

- -

- -

- -

+11% -1,1 
-10% -1,0 

- -

- -
- -

Tabelle 6.3: Quantitative Ergebnisse der Prognosemodelle: Zusammenfassung und Elasti
zitäten sekundärer induzierter Neuverkehr 

.:l.Fahrzeit .:l. Beschäftigung .:l. Übernachtungen Verkehrszuwachs sonst. Aussagen 

3) BVWl'- - , +6,7% Arbeits- - - -
Bewertung Klätze/km 
1986 B B-Neubau 

HGV-Studie -53% +0,02-+0,37% - - -
Hamburg-NL 
1987 

-41% +0,01-+0,20% - - -
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6.3 Beispielhafte quantitative Modellanwendung 

Für die quantitative modellmäßige Erfassung von Zusammenhängen zwischen Verkehrsan~ 
gebot und Verkehrserzeugungl -verteilung liegen nur wenige Beispiele vor, von denen das si~ 
multane Reisehäufigkeiten- und Zielwahlmodell aus der Gruppe der Nutzenmaximierungs~ 
modelle zur Verkehrserzeugung (vgl. Tabelle 2.26) und Tabelle 6.16») herausgegriffen werden 
soll. Es bietet mit einer gut handhabbaren Funktionsspezifikation Möglichkeiten zur Erfas~ 
sung von Angebotseinflüssen in Analyse und Prognose. Die Funktion hat die Form:83) 

Zij = gij Xj exp (-E Cij) 

mit Zij = Fahrten von i nach j 
Xj = Zahl der Gelegenheiten zu Aktivitäten in j84) 
gij = Parameter zur Intensität der Nutzung der Gelegenheiten in j von i aus (nach Maß

gabe des Informationsstandes von Entfernung abhängig, nicht nach Maßgabe der 
Kosten) 

E = Lagrange-Multiplikator zur Einhaltung der Budgetrestriktionen 
Cij = verallgemeinerte Kosten auf der Relation i - j 

Diese Gleichung gilt für einen Reisezweck und ein Bevölkerungssegment. Die verallgemei
nerten Kosten bestehen aus Reisezeiten und Reisekosten, z.B. in der Form 

Cij = a Kij + b tij 

Die Gewichtung kann gemäß BVWP 85 so erfolgen, daß a = 1 ist und b mit Stundensätzen 
(z.B. 5 DM/Std. im Uriaubs-/Privatverkehrund 25 DM/Std. im Geschäftsreiseverkehr) be
legt wird. Bei den Urlaubs-/Privatreisen besteht dann allerdings nur eine sehr geringe Zeit
sensitivität. Eine andere Möglichkeit ist die Schätzung von Parametern für beide Größen 
und der dimensionslose Ausweis der verallgemeinerten Kosten. Die in Tabelle 6.16) genann
ten Ergebnisse zeigen eine zur verallgemeinerten Koste~änderu.~g leicht unterpr?por:io
nale Reaktion der Mobilität und eine leicht überproportlOnale Anderung der Re1sewe1te. 
Die Gewichtung von Kosten- und Zeitänderungen innerhalb der verallgemeinerten Kosten 
wird an dem folgenden Beispiel deutlich. Die Bewertung erfolgt dabei anhand von Parame
terschätzungen für Zeiten und Kosten nach dem Ansatz Cij = 0,0393 Kij + 0,0218 tij' wobei t 
in Minuten gemessen wird. 85) 

Ausgangslage : 

Senkung der verall
gemeinerten Kosten 
um 10% 

Kosten 100 DM 

Kosten 83DM 
(-17%) 
Kosten 100 DM 
(konstant) 

Fahrzeit 120 Min. 

Fahrzeit 120 Min. 
(konstant) 
Fahrzeit 90 Min. 
(-25%) 

6,55 verallgern. Kosten 

5,90 verallgern. Kosten 

5,90 verallgern. Kosten 

Die Zeitempfindlichkeit ist hier also etwas geringer als die Kostenempfindlichkeit. 

83) Vgl. zum folgenden H. Hautzinger, ~v. Röhlingetal(Anm. 17), S. 123, 132-138, 145-149, 152-154. 
84) Auch als Zielattraktivität zu bezeichnen. Einflußgrößen sind: 

Geschäftsverkehr Beschäftigte in j 
Privatverkehr Bevölkerung in j 

85) Vgl. H. Hautzinger, W. Röhling et al (Anm. 17) 1988, S. 128. 
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In der politischen Diskussion wird der Begriff induzierter Neuverkehr meist mit einem be
stimmten Verkehrsträger verbunden. Bei der Aufstellung der vorhandenen Modelle zeigt 
sich oft die Betonung jeweils eines Verkehrsträgers. Die Tabellen 7.1 und 7.2 fassen deshalb 
die Ergebnisse getrennt für Pkw (Tabelle 7.1) und Bahn/ÖPNV (Tabelle 7.2) zusammen. Die 
nachfrageseitigen Einflüsse mildern finanzielle und zeitliche Budgetrestriktionen. Sie wir
ken langfristig und sind daher nur schwer kausal abzugrenzen. 

7.1 Primärer induzierter Neuverkehr 

Als Oll-Variable kommt der hier nicht näher zu untersuchenden Pkw-Verfügbarkeit der 
größte angebotsseitige Einfluß auf Mobilität und Reiseweit~ zu. Die Bedeutung von Fre
quenzverbesserungen und Fahrzeugbeschleunigungen im OV sind jedoch hier ebenfalls 
nicht Untersuchungsgegenstand. 

Die in Tabelle 6.1 ausgewiesene globale Zunahme der Pkw-Fahrten pro Einwohner und Tag 
zwischen 1960 und 1990 um 92 % bei einer Steigerung der Verkehrsleistung im Pkw-Verkehr 
von 267% läßt auf eine Korrelation zwischen der realisierten Nachfrage und den Angebots
faktoren Pkw-Verfügbarkeit und Infrastrukturausbau schließen. Bei einer globalen Betrach
tung können die Einflüsse der Pkw-Verfügbarkeit und des Infrastrukturausbaus jedoch 
nicht voneinander getrennt werden. Ebenso können nachfrageseitige Einflüsse wie die Ein
kommensentwicklung oder Mobilitäts- und Verkehrsmittelpräferenzen nicht isoliert wer
den. Die im gleichen Zeitraum zu beobachtenden Verkehrsleistungszunahmen des Luftver
kehrs um 1050% sowie des Eisenbahnfernverkehrs um 26% zeigen, daß auch bei anderen 
Verkehrsträgern als dem Pkw Nachfragesteigerungen die Frage nach der Bedeutung von An
gebotseinflüssen aufwerfen. 86) Weiterhin kann davon ausgegangen werden, daß im Wettbe
werb der Verkehrsträger Mobilitätschancen, die durch Verbesserungen bei einem Verkehrs
träger erreicht werden, zu Mobilitätserwartungen an andere Verkehrsträger werden, die 
dann ebenfalls ihr Angebot verbessern. 87) 

Die vorhandenen statistischen Analysen und Modelle lassen jedoch auch einen Einfluß des 
Infrastrukturausbaus erkennen. Das nach den Modellergebnissen teils sehr hohe Ausmaß 
der Mobilitäts- und Reiseweiteneffekte muß wegen unklaren Abgrenzlmgen und kleinen 
Untersuchungs räumen stark relativiert werden. Beim Pkw dürfte im Höchstfall ein Anteil 
am gesamten Nachfragezuwachs (einschl. Routenverlagerungen) von 10-15% für Mobili
tätssteigerungen und 20-25% für Reiseweitensteigerungen bei großräumigen Netzverbesse
rungen und großem Untersuchungsraum zu erwarten sein. Bei der Bahn sind etwas stärkere 
Wirkungen zu erwarten, wenn im Fernverkehr Qualitätssprünge realisiert oder im Nahver
kehr der Ballungsräume leistungsfähige Schnellbahnen eingerichtet werden. Die Schnell
bahnen erhöhen die Pkw-Verfügbarkeit durch die Ermöglichung einer dieser anderweitigen 
Nutzung. Im Fernverkehr scheinen aufgrund der größeren Höchstgeschwindigkeit und 

86) Vgl. Verkehr in Zahlen 1991, S. 305-311. 

87) Zu parallelen Angebotsverbesserungen von IV und ÖV vgl. G. ~v. Heinze, Verkehrsnachfrage und Verkehrsversorgung 
im dünnbesiedelten ländlichen Raum, in: Raumforschung und Raumordnung, 37, 1979, S. 98ff., hier S. 112. 
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aufgrund der Attraktivität für restriktionsfreie Reisezwecke stärkere Reiseweiteneffekte als 
beim Pkw denkbar. 

7.2 Sekundärer induzierter Neuverkehr 

Sekundärer induzierter Neuverkehr kommt durch angebotsbedingte Änderungen der Be
schäftigungs- und Siedlungsstruktur zustande, die zu Mehrverkehr bei gleichen Mobilitäts
raten und Zielpräferenzen führen. Eine Zunahme motorisierter Mobilität bei konstanten 
Mobilitätsraten erklärt sich aus Fußwegsubstitionen. Der Bereich des sekundären induzier
ten Neuverkehrs ist weniger klar definiert als der primäre induzierte Neuverkehr. Die vor
handenen Untersuchungen ermitteln für Situationen, in denen bei entwickeltem Gesamt
netz regional begrenzte erhebliche Erreichbarkeitsdefizite bestehen, nennenswerte Auswir
kungen auf die Beschäftigtenentwicklung.88) Die Diskussion verlagert sich eher auf die 
Frage, mit welcher Straßenbaumaßnahme die Anbindungsqualität am effizientesten verbes
sert werden kann. 89) 

Beschäftigungszuwächse erfordern außer der Erreichbarkeitsverbesserung weitere Fakto
ren wie Arbeitskräfte- und Flächenreserven sowie eine "Mindestzentralität des Regionsmit
telpunktes" .90) Der Untersuchungsraum ist in den genannten Studien auf den Korridor des 
jeweiligen Straßenprojekts begrenzt. Dadurch kann nicht klar zwischen Standortverlage
rungen und echten Beschäftigten- bzw. Wohnbevölkerungszuwächsen unterschieden wer
den. 91 ) Für die Beurteilung der unmittelbaren Wirkung von Infrastrukturinvestitionen ist 
aber schon die Aussage kleinräumiger Beschäftigungssteigerungen relevant, weil darin eine 
Korrelation zwischen Anbindungsqualität und Beschäftigung deutlich wird. Der BVWP
Bewertungsansatz (Anm. 74, Tabelle 6.13») geht von einem empirisch ermittelten maximalen 
Zuwachs an Arbeitskräften aus, der mit Indikatoren für die Struktur der betroffenen Re
gion gewichtet wird. 

Bezüglich der Wohnbevölkerung kommen die genannten Untersuchungen zu einer im allge
meinen negativen Entwicklung für periphere Regionen, falls deren Anbindung an benach
barte strukturstarke Räume verbessert wird. Die Verhinderung von Abwanderungen durch 
die Möglichkeit zum Pendeln wird mittelfristig durch Abwanderungstendenzen überkom
pensiert, die mit der Annahme von Arbeitsplätzen in zentralen Räumen und dem Wunsch 
nach Aufgabe des Pendelns zu erklären sind. 92) Am Rand von Ballungsräumen kommen al
lerdings Siedlungsverschiebungen an die Peripherie vor. 

88) Vgl. die in Anm. 65 und 68 genannten Quellen sowie G. Aberje, U \Veber, Regionalwirtschaftliche Effekte einer 
leistungsfähigen Fernstraßenverbindung Olpe-Bad Hersfeld, Gießen 1984, S. 198. 

89) H. Lutter, M. Sinz, Alternativen zum großräumigen Bundesautobahnbau in ländlichen Regionen, in: Informationen 
zur Raumentwicklung, 1981, Nr. 3/4, S. 165-192, hier S. 182 zum Konflikt zwischen Autobahnneubau A4 Olpe-Bad 
Hersfeld und Ausbau vorhandener Straßen in diesem Raum. 

90) P. Klemmer, Verkehrsinfrastruktur, Funktion und Bedeutung in der entwickelten Industriegesellschaft, in: IV, 33,1981, 
S. 389-393, hier S. 391. 

91) Nach H. Lutter, Raumwirksamkeit von Fernstraßen, in: Informationen zur Raumentwicklung, 1981, Nr. 3/4, 
S. 155-164, hier S. 161 handelt es sich bei den beobachteten Beschäftigungssteigerungen ausschließlich um intraregionale 
Verlagerungen 

92) G. Sreierwald, J. Schönharting, G. Aberle er ,I. (Anm. 77): nach empirischen Untersuchungen ist der Bevölkerungs
effekt des Fernstraßenbaus für ländliche Regionen überwiegend negativ. 

_ i 
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Ein Anteil von 10-15% am Nachfragezuwachs kann als Obergrenze für Verkehrsaufkom
menssteigerungen durch veränderte Siedlungsstruktur angesehen werden. Bei Entfernungs
steigerunge~ dürften höhere Werte vorkommen durch höhere Pendelentfernungen per 
Bahn und OPNY. Im Fernverkehr kommen bei fundamentalen Qualitätsverbesserungen 
auch höhere Werte vor, wenn etwa eine entfernte Stadt in Pendelentfernung rückt. Über eine 
Steigerung von 30% dürfte der Anteilswert für den Reiseweitenzuwachs an der gesamten 
Nachfragezunahme jedoch nicht hinausgehen. 

Beschäftigungseffekte von Fernstraßenbauten führen bei maßnahmeübergreifendem Unter
suchungsraum ~eist nur Zu einer intra- oder interregionalen Umverteilung von Verkehrs
aufkommen. Bel der Entfernung dürften die genannten Werte für den Pkw gelten. 

Auf den Schätzungscharakter der Quantifizierungen muß nochmals verwiesen werden. Sie 
sollen nur die Anschaulichkeit erhöhen. 

Der induzierte Neu."erkehr erscheint somit insgesamt als nicht vernachlässigbare, aber ge
genüber Verkehrsmlttel- und Routenverlagerungen weniger bedeutende Größe. Er kann 
nicht als Hauptfolge von Infrastrukturverbesserungen angesehen werden. 

Tabelle 7.1: Die Bedeutung induzierten Neuverkehrs beim Pkw 

Mobilitätssteigerung/Reiseweitensteigenmg Pkw 

Nachfrageseitige Einfliisse 
Einkommenssteigerungen 
Präferenzen für den Pkw 

Primärer induzierter Neuverkehr 
Pkw-Verfügbarkeit 

Infrastrukturausbau 

Sekundiirer induzierter Neu verkehr 
Pkw-Verfügbarkeit 

Infrastrukturausbau 

- Wirkung auf die Pkw-Verfügbarkeit 

- Haupteinflußgröße für Steigerung der Pkw
Nachfrage 

- Mobilitätssteigerung 10-15% Anteil am Nach
fragezuwachs (Zurechenbarkeit nicht fundiert) 

- Reiseweitensteigerung 20-25% Anteil am Nach
fragezuwachs (Zurechenbarkeit nicht fundiert) 

- Haupteinflußgröße für Steigerung der Fahrten
zahl und Fahrtlänge durch Änderung der 
Wirtschafts- und Siedlungsstruktur 

- Mobilitätssteigerung 10-15% Anteil am Nach
fragezuwachs vorwiegend allS Fußwegsub
stitution (Zurechenbarkeit eingeschränkt) 

- Reiseweitensteigerung 25-30% Anteil am Nach
fragezuwachs (Zurechellbarkeit eingeschränkt) 
(Möglichkeit längerer Fahrten bei gleichem 
Zeitaufwand) 
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Tabelle 7.2: Die Bedeutng des induzierten Neuverkehrs bei Bahn/ÖPNV 

Mobilitätssteigerung/Reiseweitensteigerung Bahn/ÖPNV 

Nachfrageseitige Einflüsse 
Einkommenssteigerungen - Wirkung auf das Reisekostenbudget 

Primärer induzierter Neu verkehr 
Erhöhung der Verfügbarkeit - normalerweise keine Oll-Variable wie beim Pkw, 

daher in Fahrzeiten quantifizierbar 

Beschleunigung der Fahrzeuge - wie bei Infrastrukturausbau in Fahrzeiten 
quantifizierbar 

Infrastrulnurausbau - zurecl1enbare Mobilitätssteigerung 15-20% 
Anteil am Nachfragezuwachs bei starken 
Qualitätssprüngen im Fernverkehr sowie durch 
Erhöhung der Pkw-Verfügbarkeit im Nahverkehr 

- zurechenbare Reiseweitensteigerung 25-30% 
Anteil am Nachfragezuwachs 

Sekundärer induzierter Neu verkehr 
Erhöhung der Verfügbarkeit - Änderung der Siedlungsstruktur bei ÖPNV

Maßnahmen, wie bei Infrastrukturausbau in 
Fahrzeiten quantifizierbar 

Infrastrukturausbau - Mobilitätssteigerung 10-15% Anteil am Nach
fragezuwachs (Zurechenbarkeit eingeschränkt) 

- Reiseweitensteigerung 25-30% Anteil am Nach
fragezuwachs (Zurechenbarkeit eingeschränkt) 

BMV 
BVWP 
DFVLR 
DLR 
DVWG 
GenVP 
HGV 
IV 
KONTIV 
MVP 
ÖPNV 
SPFV 
ZN 

Abkürzungsverzeichnis 

Der Bundesminister für Verkehr 
Bundesverkehrswegeplan I Bundesverkehrswegeplanung 
alte Abkürzung der DLR 
Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt 
Deutsche Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft e. V. 
Generalverkehrsplan 
Hochgeschwindigkeitsverkehr 
Internationales Verkehrswesen, Individualverkehr 
Kontinuierliche Erhebung zum Verkehrsverhalten 
Versuchs- und Planungsgesellschaft für Magnetbahnsysteme 
Öffentlicher Personennahverkehr 
Schienenpersonenfernverkehr 
Zeitschrift für Verkehrswissenschaft 
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The enlargement and improvement of infrastrueture is often regarded as the most important reason for the huge inerease of 
trave! demand du ring the last deeades. A test of this hypo thesis requires aseparation between dernand influeneed and supply 
influeneed trave! inerease. Dernand in this eontext means modification of ineorne, travei time budget or preferenees, supply 
means infrastrueture, availability of transport modes, travel time and trave! eost. Another important differenee has to be 
made between trave! demand direedy indueed by improvement of supply and t1'ave! demand $hifted from other modes and/or 
routes. Primary indueed trave! is an inerease in rnobiliry or trave! distanee that is originally due to an improvement of supply, 
while secondary indueed travei is eaused by supply influeneed rnodifieations of the eeonomie and regional strueture. Statisti
eal studies show a large fluetuation of the quote of primary indueed trave! in the total trave! inerease between 6 and 100%. 
Reasons for this fluetuation are very different definitions of the areas of analysis and a not very exaet separation between shif
ted and originally indueed trave!. A quantifieation of secondary indueed trave! using results of statistieal studies is possible 
only in an indireet way with data about inereases of employment and tourism due to improvements of travei supply. Globally 
quotes of about 10-20% of the total travei inerease for mobility inerease and of about 20-30% for travel distance inerease, 
respectively, seem to be aeeeptable and earefully estimated values. Remises for the validity of these values are a sufficiently 
large definition of the area of analysis and signifieant improwments in the infrastructure and/or a sensible deerease of trave! 
time. Aee.ptable values for seeondal'Y induced travcl are quotes of about 10-15% in thc total trave! inerease for a more fre
quent mobility and of 25-30% for enlargements of travel distanee. 
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Verkehrs- und Arbeitsmarktpolitik 

VON ULRICH KLIMKE, BERLIN/BONN 

I. 

Der 9. November 1989 und in seinem Gefolge die Wirtschafts- und Währungsunion zum 
1. Juli 1990 zwischen West und Ost in Deutschland und schließlich die Deutsche Einheit am 
3. Oktober 1990 haben auch für die Verkehrspolitik eines immer prägnanter werden lassen: 
Die Konservierung liebgewordener Grundmuster und Verhaltensweisen bei der Formulie
rung und Lösung verkehrlicher Tatbestände - wie sie 40 Jahre in der alten Bundesrepublik 
Deutschland funktionierten - ist nicht mehr möglich. Hieraus ist kein Vorwurf ableitbar, 
denn es gab auch keine wissenschaftliche Beschäftigung mit der Frage, ... "wie die deutsche 
Einheit, wenn sie denn zustande käme, wohl zu bewältigen sei und was sie für Konsequen
zen hätte") 
Seither hat sich herausgestellt, 

daß die ehemalige DDR-Wirtschaft weit weniger leistungfähig war - als zunächst ange
nommen wurde; 

daß der wirtschaftliche und damit verkehrliche Austausch mit den ehemaligen RGW
Staaten nahezu völlig zusammengebrochen ist; 

daß die Finanzaufwendungen für die neuen Bundesländer höher ausfallen werden, als 
noch 1990 voraussehbar war. 

40 Jahre sozialistische Kommandowirtschaft im Osten Deutschlands mit ihrer Hypothek 
einer gewaltigen Vergeudung von Material und Arbeitskräften; 
einer permanenten Unterdrückung privater Initiativen 
und 
völlig vernachlässigten Investitionen, so in die Infrastruktur von Verkehr und Kommuni
kation 

Anschrift des Verfassers: 
Ministerialdirigent Dr. Ulrich Klimke 
Auf dem Köllenhof 36 
W-5307 Wachtberg 

1) Prof. Dr. K. Biedenkopf, "Der Weg zur Einheit Deutschlands", Rede am 10. 01. 92 in Leipzig, Hrsg. Deutsche 
Gesellschaft c.v. nerlin 
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ergeben bei der Angleichung der Lebensverhältnisse in den jungen Bundesländern an die der 
alten Bundesrepublik Deutschland eine beispiellose Herausforderung an Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft. 2) 

Auch die Verkehrspolitik hat sich diesen Herausforderungen zu stellen, neue, unkonventio
nelle Ansätze auch zur Unterstützung von wirtschafts- und vor allem beschäftigungspoliti
schen Maßnahmen der Bundesregierung sind dringlich gefordert. 

Wenn man davon ausgeht, daß in den alten Bundesländern die Beschäftigungsquote bei rd. 
65% liegt, dann bedeutet das für Ostdeutschland bei einer allmählichen Umstellung von der 
beschäftigungsintensiven auf eine zunehmend kapitalintensive Wirtschaft mit "unserer" 
Wettbewerbs- und Effizienzorientierung einen Verlust vieler Arbeitsplätze - auf Dauer(!) 3) 

Die damit einhergehenden Veränderungen in der Sozialstruktur und in der subjektiven 
Wahrnehmung von Selbständigkeit - vom Rollenverständnis des einzelnen in einer lei
stungsorientierten Gesellschaft - sind enorm und werden im Westen Deutschlands in ihrer 
"explosiven Kraft" nicht selten völlig unterschätzt. 

Dies war und ist die Basis für Überlegungen der Verkehrspolitik des Bundes bereits zu Be
ginn des Jahres 1991, Arbeitsbeschaffung und verkehrswirtschaftliche Notwendigkeiten im 
Osten Deutschlands in einen engen Zusammenhang zu bringen und mit konkreten Projek
ten auch umzusetzen. 

II. 

Die Verkehrspolitik in der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Vereinigung Deutsch
lands am 3. Oktober 1990 eine neue und historische Dimension erhalten. Die Hauptstoß
richtung mußte sein, das jahrzehntelang zerschnittene Verkehrsnetz in Deutschland und da
mit die Verkehrsbeziehungen Ost-West wieder zusammenzuführen. Maßgebend dafür war 
das Lückenschlußprogramm bei Straße und Schiene des Bundesministers für Verkehr im 
ehemaligen Grenzbereich. Nunmehr werden die Ver?indun~~~ der Bevölkerungs- und 
Wirtschafts schwerpunkte in Ostdeutschland durch leistungsfahige Verkehrswege zusam
mengeführt. Dies geschieht im Rahmen des ersten gesamtdeutsc~;en Ve.rkehrsw~geplanes 
ebenso wie durch Maßnahmen des Programms "Aufschwung Ost und 1m Vorgnff darauf 
durch die" 17 Verkehrsprojekte Deutsche Einheit". Aufgabe der Verk.ehrspol.itik, insbeson
dere der Verkehrsinfrastrukturpolitik, ist es, durch das Herstellen gleIchwertIger Lebensbe
dingungen im gesamten Deutschland die Voraussetzung für eine möglichst s.chnelle Um
strukturierung der Wirtschaft in den neuen Bundesländern von der PlanwIrtschaft zur 
Marktwirtschaft bei gezieltern Abbau der Unterbeschäftigung zu schaffen. 

Bei dieser historisch einmaligen Situation stellt sich die Verkehrspolitik der Bundesregie
rung auch Themen, die bisher kaum oder gar nicht in diesem Zusammenhang behandelt 
werden mußten. 

2) "Statement Günther Krause" .. Symposium in Bonn: Von der Kommandowirtschaft zur Marktwirtschaft in: Trend-Zeit
schrift für soziale MarktwirtSchaft Nr. 45, 12/90 S. 43 

3) Biedenkopf, a.a.O., S. 15 f 
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In dieser Situation kann man Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Fortbildungs- und Umschu
lungskurse, die insbesondere 1991 voll begonnen haben, als einen "Renner im Osten" be
zeichnen. Was sich hier auf dem Arbeitsmarkt in Ostdeutschland abgespielt hat, ist einzigar
tig. Da sind, grob geschätzt, 3 Mill. Arbeitsplätze verlorengegangen und doch weist die Er
werbslosenstatistik für Ende des Jahres 1991 wesentlich geringere Arbeitslosenziffern aus. 
Aus diesem Grunde werden die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die in der schwierigen 
Phase des Übergangs zu wettbewerbsfähigen Strukturen eine Überbrückungsfunktion er
füllen, ausschließlich Arbeitsbereiche fördern, die im öffentlichen Interesse liegen. Sie sind 
eingebettet in die Strukturen des Gemeinschaftswerkes "Aufschwung Ost", wo 1991 und '92 
rund 24 Mrd. DM zur Unterstützung der neuen Bundesländer in der schwierigen Phase des 
Übergangs zur Verfügung gestellt wurden. Hier soll durch rasche und unbürokratische 
Maßnahmen über die Förderung öffentlicher und privater Investitionen zur Schaffung dau
erhafter Arbeitsplätze sowie zur arbeitsmarktpolitischen Flankierung des tiefgreifenden 
Strukturwandels in Ostdeutschland beigetragen werden. Es ist eindeutig, daß die Arbeits
platzeffekte der investiven Programmteile insgesamt, auch wegen der noch großen statisti
schen Unsicherheiten, noch nicht eindeutig abgeschätzt werden können. Eindeutig kann 
man jedoch sagen: Durch das im Gemeinschaftswerk "Aufschwung Ost" enthaltene Son
derprogramm der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk
tur konnten - bei einem induzierten Investitionsvolumen der gewerblichen Wirtschaft von 
12 Mrd. DM - rund 100.000 Dauerarbeitsplätze geschaffen oder gesichert werden. Berück
sichtigt man zusätzlich die neben dem Gemeinschaftswerk erforderliche Normalförderung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur, so wurden bis Anfang 1992 insgesamt über 300.000 Ar
beitskräfte im Zuge der Förderung geschaffen oder gesichert.4) 

Es ist weiter eindeutig, daß arbeitsmarktpolitische Instrumente den sehr labilen Arbeits
markt im Osten Deutschlands noch auf längere Zeit stabilisieren müssen. In Arbeitsbe
schaffungsmaßnahmen wurden daher Ende Januar 1992 nll1d 400.000 geförderte Arbeit
nehmer beschäftigt, das sind noch einmal 3.600 mehr als im Dezember 1991. Auch im Jahr 
1992 sollen im Jahresdurchschnitt rund 400.000 Arbeitnehmer in ABM beschäftigt werden 
und 330.000 werden jahresdurchschnittlich in dieser Arbeitsweise beschäftigt sein. Neube
willigungen von ABM-Arbeitsplätzen können 1992 für rund 150.000 Personen ausgespro
chen werden. In diesem Gesamtkontingent sind ca. 15% Teilarbeitsplätze mit 50% der Nor
malarbeitszeit enthalten, die auch realisiert werden können.5) 

Auch unter diesen gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarktkriterien war es ein besonderes An
liegen des Bundesministers für Verkehr (BMV), seinen Bereich als Faktor des Abbaus von 
Arbeitslosigkeit gezielt mit einzubringen. 

Diese Initiative wurde im März 1991 konkretisiert, indem - insbesondere durch Mitarbeiter 
der Außenstelle des BMV in Berlin - in Ostdeutschland, nach eingehend regionaler und ad
ministrativer Sondierung, Pilotprojekte zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Verkehrs
wesen gestartet wurden. Diese Arbeiten mußten inhaltlich und organisatorisch vom Bund, 

4) Deutscher Bundestag, 12. Wahlperiode, Wirksamkeit des Gemeinschaftswerkes "Aufschwung Ost" Drucksache 12/2192 
vom 05. 03. 92 

5) Deutscher Bundestag, a .•. O. 
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d.h. auch in Abstimmung mit der Bundesarbeitsverwaltung, vorbereitet werden, da dit\ 
meisten kommunalen und auch Länderverwaltungen sich noch im Aufbau befanden. 

Es wurde ein Leitfaden vom BMV erstellt, der als ganz konkrete Arbeitsanleitung für dj~ 
mehr als 250 Landkreise und Gemeinden zur Beantragung von Arbeitsbeschaffungsmaß, 
nahmen konzipiert war. Dieser ergänzte die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziak 
ordnung und der Bundesanstalt für Arbeit im April 1991 herausgegebene ArbeitsbeschaL 
fungsbroschüre. Dabei war es wichtig, Ideen freizusetzen, sie zupackend zu formulieret{ 
und in die Tat umzusetzen. Als zusätzlicher "Ansporn" für die Gemeinden und Kommunet{ 
sowie Landkreise war es zweckmäßig, daß diese Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf derT\ 
lokalen Verkehrssektor mit anderen wirtschaftlichen Hilfen gekoppelt werden können unq 
auch sollten, so z.B. mit der Förderung wirtschaftsnaher regionaler Infrastruktur durch Zu, 
schüsse an Gemeinden und Kreise im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserun~ 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" , wie da sind: Erschließung von Gewerbeflächen, Ver, 
besserung des Umweltschutzes, Abfallbeseitigung und Energieeinsparung und - ganz wicb, 
tig - Stadt- und Dorferneuerung. 

Im Rahmen dieser Ideenfindung, d.h. der Verknüpfung bei der Schaffung von zusätzlichen 
Arbeitsplätzen und der Verbesserung insbesondere der kommunalen Wirtschafts struktur in 
dieser beginnenden Phase der Konsolidierung des föderativen Systems in Ostdeutschland, 
war es zudem wichtig, abgegrenzte Bereiche zu finden, die diese Arbeitsbeschaffungsmaß, 
nahmen möglich machten und auch von der Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen ihret 
Richtlinien anerkannt werden konnten, da dieses die Voraussetzung war und ist für ihr<: 
Förderfähigkeit. 

Die im BMV entwickelten Modelle für ABM im Verkehrswesen betrafen drei Bereiche 

1. Instandsetzung und Instandhaltung von Kommunalstraßen und Brücken; 
2. Die Erhaltung und Verbesserung des ÖPNV; 
3. Die Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit. 

Voraussetzung für die hier umzusetzenden Modellbereiche waren die grundlegenden För
dervoraussetzungen 

"Zusätzlichkeit" , 
"öffentliches Interesse", 
"Entlastung des Arbeitsmarktes" und 
"politische Zweckmäßigkeit". 

Zusätzlich sind Arbeiten, die olme Förderung nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt 
(in der Regel erst nach 2 Jahren) durchgeführt würden. ABM sollen nicht die durch Gesetz 
oder Satzung vorgesehenen Pflichtaufgaben der Kommunen bzw. Landkreise ersetzen. 
Eine Förderung ist ausgeschlossen für solche Maßnahmen, zu deren Durchführung der 
Baulastträger aufgrund gesetzlicher Bestimmungen (z.B. Landesstraßengesetz) verpflichtet 
ist. 

Das öffentliche Interesse ist bei Maßnahmen im Verkehrsbereich dann gegeben, wenn sie für 
die Allgemeinheit von Nutzen sind. In diesem Zusammenhang sind für die Verkehrspro
jekte folgende Inhalte formuliert worden: 
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Zu 1. (kommunaler Straßenbau): 
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Hierzu gehören Arbeiten an Straßen, Zubehör und Nebenanlagen, von der Regulierung un
befestigter Seitenstreifen bis zur Pflege von Grünflächen und der Instandsetzung und Her
stellung von Rad- und Wanderwegen. Bei den Brückenarbeiten war von besonderer Bedeu
tung, daß hier in den ostdeutschen Ländern ein besonderer Nachholbedarf bezüglich der Sa
nierung und Regulierung besteht, so beispielsweise auch im Zusammenhang mit Erhaltungs
maßnahmen, einschließlich des Säuberns von Entwässerungsleitungen, der Regulierung von 
Böschungen, der Entfernung von Bewuchs auf Brückenrampen und Böschungen und ent
sprechender Arbeiten der Vorflut, die für die Sauberhaltung und verkehrssichere Gestaltung 
der Straßen und Brücken von Bedeutung sind. 

Zu 2. (ÖPNV): 

Die hier auf der Basis der Zusätzlichkeit förderbaren und auch von der Bundesanstalt für Ar
beit anerkannten Arbeiten betreffen einmal die Verkehrsanlagen des ÖPNV, ausgehend von 
der Pflege und Säuberung von Park- and Ride-Anlagen sowie der Bus- und Straßenbahnhal
testellen bis hin zu Tiefbauarbeiten sowie des Betriebs des ÖPNV. Dazu zählen u.a. verbes
serte Fahrgastinformationen, vorlaufende Arbeiten der Verkehrsplanung und Vorhaben
durchführung, das Erheben von Verkehrsdaten und die Analyse von Liniennetzen auf we
sentliche Mängel im Betriebsablauf bzw. bei Fahrzeiten und Verspätungen. Zusätzliche Be
treuungsangebote im Fahrgastservice (Auskunftserteilung und Präsenz an Haltestellen und 
in den öffentlichen Verkehrsmitteln) bilden ebenfalls einen Schwerpunkt der ABM-Tätigkeit. 
Dieser verstärkte Service stellt zunehmend in den Großstädten in Ostdeutschland einen 
wichtigen Faktor für seine Sicherheit und damit die Qualität des ÖPNV dar. 

Zu 3. (Verkehrssicherheit): 

Hier beschreibt der Katalog von ABM, der ebenfalls zur Genehmigung durch die Arbeitsver
waltung des Bundes geführt hat, sowohl Unterstützungsmaßnahmen der Kommunalverwal
tungen bei der Organisation und Koordination von Verkehrssicherheitsaufgaben und der 
Mitarbeit in Gremien, gemeinnützigen Verbänden bis hin Zur Beratung von Mitarbeitern öf
fentlicher Einrichtungen für eine wirksame Verkehrserziehung und -aufklärung. Die Mit
wirkung an kommunalen Entscheidungen zur Verkehrswegeplanung, zur Beseitigung von 
Unfallschwerpunkten bzw. der Neubeschilderung aus der Sicht der Erhöhung der Verkehrs
sicherheit gehören ebenso dazu wie die Unterstützung der schulischen Verkehrserziehung. 

Das dabei eine gezielte Presse- und Öffentlichkeitsarbeit auf kommunaler Ebene erforder
lich ist, versteht sich von selbst. Deshalb ist das Auftreten der ABM-Kräfte in öffentlichen 
Veranstaltungen zur Erläuterung der jeweiligen regionalen Verkehrssicherheitsarbeit not
wendig. Dies schließt ein die Organisation und Durchführung von Verkehrssicherheitsver
anstaltungen und die Funktion als Ansprechpartner für interessierte Bürger, staatliche Ein
richtungen und Verbände. 

Alle diese Projekte wurden durch Schreiben des Bundesministers für Verkehr an die Länder
ressortchefs in Ostdeutschland bekanntgemacht und erläutert. Sie wurden dann vom ßMV 
mit den Verkehrsverwaltungen in den jungen Bundesländern sowie "vor Ort" mit Oberbür
germeistern und Landräten besprochen. 
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In 10 Regionalkonferenzen in allen 5 neuen Bundesländern, an denen rd. 500 Fachleute, 
z.T. auch Landräte und Kommunalpolitiker teilnahmen, sowie in Einzelgesprächen durch 
die Außenstelle des Bundesministeriums für Verkehr in Berlin ist folgendes in den Jahren 
1991 und 1992 erreicht worden: 

1. Ein Jahr ABM im Straßenwesen 

Mit Unterstützung der Mitarbeiter der obersten Straßenbaubehörden der neuen Bundeslän
der wurden in 17 Landkreisen Pilotprojekte für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) im 
kommunalen Straßenbau begonnen. 

Ziel dieser Pilotprojekte war es, daß sich der Gedanke "ABM im Verkehrswesen" modellhaft 
in den neuen Ländern ausbreitet. Im Rahmen dieser Projekte haben Kreise und Gemeinden 
ge zielte Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur im kommunalen Straßen
und Brückenbau durchgeführt, die ansonsten wegen fehlender Mittel und Arbeitskräfte 
vorerst noch nicht hätten realisiert werden können. Wer die Verkehrsverhältnisse auf lokaler 
Ebene von vor der Wende 1989 kennt, weiß, wie dringend solche Schritte waren. Für die da
bei eingesetzten rd. 700 ABM -Kräfte erfolgte auch eine Qualifizierung; ihre Übernahme in 
ein Dauerarbeitsverhältnis - soweit noch nicht erfolgt - wird angestrebt. In der Straßen
und Brückenunterhaltung im Zuge von Kommunalstraßen insgesamt konnten imJ ahre 1991 
rd. 10.000 sonst Arbeitslose beschäftigt werden, wobei die ABM-Kräfte sowohl auf der Ba
sis von Vergaben an örtliche Unternehmer als auch in Regie der Kommunen eingesetzt wer
den konnten. Im Interesse des sich entwickelnden Unternehmertums in den neuen Ländern 
muß ABM so gestaltet werden - das war von Beginn an eindeutig -, daß eine Wettbewerbs
verzerrung weitgehend vermieden wird. Nachforschungen der Bundesarbeitsverwaltung 
haben ergeben, daß die vereinzelt behauptete unlautere Konkurrenz nur in wenigen Aus
nahmefällen belegbar ist. Der BMV empfiehlt daher, ABM in Bauaufträge einzubinden, die 
an Wirtschaftsunternehmen vergeben werden. 

2. Ein Jahr ABM im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs 

In enger Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung des Verbandes Deutscher Verkehrsun
ternehmen (VDV) - Landesgruppe Ost - wurden alle 53 Mitgliedsbetriebe des Verbandes in 
die vom BMV gestartete ABM-Initiative eingebunden. 

Obwohl im ÖPNV Ostdeutschlands der Prozeß der Reorganisation noch andauert, ist es 
umso erfreulicher, daß gegenwärtig in 24 Verkehrsunternehmen ca. 550 ABM-Kräfte im 
Einsatz sind. 

Ihre Aufgaben liegen u.a. in umfangreichen "zusätzlichen" Arbeiten im Anlagenbereich, in 
der Säuberung und Pflege der Haltestellen, in der verbesserten Fahrgastbetreuung und 
-information. Darüber hinaus werden ABM-Kräfte auch bei Verkehrszählungen als Voraus
setzung für marktbezogene Aktivitäten der Nahverkehrsunternehmen eingesetzt. 
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Dies alles sind für den Bürger sichtbare Zeichen einer qualitativ verbesserten Abwicklung 
des öffentlichen Personennahverkehrs durch Kommune und Verkehrsunternehmen und so
mit ein Schritt hin zu einem attraktiven ÖPNV. Die schrittweise Preisanpassung im Ost
ÖPNV an westdeutsche Maßstäbe hat erhebliche Abwanderungsbewegungen hin zum Indi
vidualverkehr bewirkt. Diesen Trend zu stoppen und umzukehren, ist auch Ziel der hier in
itiierten Maßnahmen. 

3. Erste Maßnahmen in der Verkehrssicherheitsarbeit 

Die Anforderungen ergeben sich hier im wesentlichen aus dem komplexen Problem der Lö
sung von Verkehrssicherheitsaufgaben in den neuen Bundesländern, wo die Unfallbilanz 
um ein Vielfaches höher liegt als in den alten Ländern. Es wurde daher angestrebt, solche 
Arbeitslose zu interessieren und zu binden, die bereits in ihrer früheren Tätigkeit mit den 
Fragen des Straßenverkehrs, seiner Sicherheit und Organisation beschäftigt bzw. in trans
portintensiven Bereichen tätig waren oder aber durch ihre Berufsausbildung (Pädagogen) 
die Gewähr dafür bieten, eine effektive und an den einzelnen Bevölkerungsgruppen, von 
den Schulkindern bis zu den Senioren, ausgerichtete Verkehrssicherheitsarbeit zu leisten. 
Dabei verlangt diese zukünftige ABM-Tätigkeit einen flexiblen Arbeitsstil und ein sehr koo
peratives Wirken in Zusammenarbeit mit staatlichen Stellen sowie gesellschaftlichen Institu
tionen und Verbänden, so z.B. zum Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR). Besonderes 
Augenmerk ist auf die unmittelbare praktische Umsetzung der Verkehrssicherheitsarbeit in 
der jeweiligen Region zu legen. Neben diesen Anforderungen gilt es, sich auch grundsätz
lichen Fragen einer Lösung von Verkehrssicherheitsproblemen konzeptionell zuzuwenden. 
Das setzt sowohl theoretische Kenntnisse als auch die Aneignung praktischer Erfahrungen 
auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit voraus. Daher werden die von den Kommunen und 
Landkreisen über die Arbeitsverwaltung angeworbenen Arbeitskräfte in einem gestaffelten 
Schulungsprogramm ausgebildet und qualifiziert. 

Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) organisiert mit finanzieller Unterstützung des 
Bundesministers für Verkehr für die von der Arbeitsverwaltung des Bundes bewilligten 
ABM-Kräfte dezentral Ausbildungs- und Schulungsmaßnahmen. Diese Schulungsmaßnah
men haben im März 1992 begonnen. Inzwischen liegen nach letzten Nachfragen bei allen 
Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Landräten in den neuen Bundesländern über 120 
Anmeldungen aus allen Kreisen und kreisfreien Städte der neuen Bundesländer vor. Diese 
ABM-Kräfte, dies läßt sich bereits nach den ersten Kursen erkennen, sind sehr motiviert, 
die Verkehrssicherheitsarbeit "vor Ort" aufzubauen und bürgernah zu gestalten. Die so ge
schulten ABM-Kräfte erhalten vom DVR eine Teilnahmebestätigung für den Einsatz als 
"Verkehrssicherheits beauftragter" . 

Die Finanzierung solcher Seminare erfolgt aus den vom Bundesminister für Verkehr für die 
bundesweite Gemeinschaftsaktion der Verkehrssicherheit "Rücksicht kommt an" zur Ver
fügung gestellten Mittel. 

Mit dem Einsatz dieser geschulten Kräfte auf kommunaler Ebene bestehen nunmehr gute 
Voraussetzungen, dort eine wirksame Verkehrssicherheitsarbeit dauerhaft und zielgerichtet 
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Abstract 

Sinee the 3rd of Oerober 1990 Germany has been reunificated. 40 yejrs of socialist economy of commands in the East of Gn. 
many left a varied mortgage in economy and society. Bringing thc living standard in the new Federal Laender into line \Vi!), 
those in the old Federal Republic of Germany is an outrageous eh allen ge ro the state, eeonomy and soeiety. 

New unconventional solutions are needed also in the field oftransport policy. Forthat reason in 1991 the Federal Minister llf 
Transport brought the job-ereation measures in the eastern part of Germany and the needs in the field of transport into a c10se 
and practieable conneetion to eaeh other. As always new ideas are wanted today. Therefore the Federal Minister ofTranspO~t 
developed models of job-ereation measures in the following spheres: 

- repairing and maintenance of municipal roads and bridges; 

- maintenance and improvement of the publie short-distance passen ger transport in the towns and municipalities; 

- inerease in seeurity of the rOld transport. 

First and foremost the last-mentioned sphere is a very important transport-teehnieal task beeause of the still very high acCI. 
dent figures in the land between the rivers EIbe and Oder. The unemployed people, chosen by the job centres, get a noncel\. 
tral teehnieal preparation and training by employees of the German Couneil ofTransport Seeurity. In the meantime there ~te 
some 120 of those speeialists working in towns and municipalities of East Germany to do their job in the field of transpott 
seeurity starting from the kindergarten up to instruetions for elderly persons. First sueeesses already perceptible. The acCI. 
dent figures are deereasing. So the job-ereation in the field of transports in the new Federal Laender is an effeetive completiOI) 
to the varied investment aetivities by the Federal Minister of Transport in East Germany. 
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Neue Wege der Infrastrukturfinanzierung):' 

VON RÜDIGER OSTROWSKI 

Die Diskussion in den letzten Wochen, vor allem im Zusammenhang mit der Verabschie
dung des Haushalts 1992, beinhaltet immer wieder die Frage, wie die anstehenden Investi
tionen wegen der Einheit Deutschlands zu finanzieren sind. Organisationen, Verbände, 
Forschungsinstitute und Wissenschaftler machten dazu mit diversen Beiträgen konstruktive 
Vorschläge. Grundlegend für diese besonderen Aktivitäten ist die außerordentliche Bedeu
tung der Verkehrsinfrastruktur. Die Notwendigkeit, eine in quantitativer und qualitativer 
Hinsicht ausreichende Infrastruktur vorzuhalten, erklärt sich daraus, daß die Infrastruktur 
eine komplementäre Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum darstellt.!) Die interna
tionale Arbeitsteilung, die Spezialisierung der Produktionsvorgänge und die Differenzie
rung der Wirtschaftsräume bringen eine Vervielfachung der Transportsträme mit sich. Die 
dadurch erzielten Produktivitätsgewinne ermöglichten einen Einkommensanstieg, der eine 
Zunahme der Individualmotorisierung nach sich zog.2) 

Um den Anforderungen, die private und gewerbliche Straßenbenutzer stellen, gerecht zu 
werden, und um den sich aus dem Mobilitätsbedürfnis entwickelten Verkehr effizient gestal
ten zu können, müssen qualitativ gute Verkehrswege in ausreichender Menge vorhanden 
sein. Der Infrastrukturpolitik des Staates fällt dabei eine herausragende Rolle zu. Je nach 
Art u~d Umfang der Investition i~ di~ Infrastru.lnur ~er. einzelnen Verkehrsträger können 
AUSWIrkungen auf den Modal-SpIn dIe Folge sem. DIes 1St unter anderem auch ein Grund 
für den geringen Anteil der Bahn am Modal-Split. Es zeigt sich, daß falsche Entscheidungen 
oder Unterlassungen beim Infrastrukturausbau nur schwer zu korrigieren sind und eine sol
che Korrektur einen erheblichen Zeitaufwand benötigt, was auch durch den Sunk-Cost
Charakter dieser Investitionen bedingt ist. 3) 

Anschrift des VerfJssers: 
DipL-Kfm. Rüdiger Ostrowski 
Am Leinacker 5 
5000 Köln 80 

"Überarbeitete Fassung eines Vortrags im Verkehrsseminar der Universität zu Köln am 17. Dezember 1991 

1) VgL Willeke, R.: (Verkehrswege), S. 3; Kürt, S.: (Qualität), S. 61 H; Downs, A.: (Expressway), S. 393 H.; flamm, \11,: 
(Infrastrukturpolitik), S. 101 H.; Vollers, G.: (Verkehrsinfrastrukturinvestitionen), S. 64 H. 

Z) VgL Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Verkehr: (Verkehrsinfrastruktur), S. 133. 
3) Vgl. Baum, H.: (Infrastrukturpolitik), S. 13. 
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Tabelle 1: Modernitätsgrad der Verkehrsinfrastruktur 

Modernitätsgrad 
(nach Preisen von 1985) 

1970 1975 1980 1985 1990 

Verkehrsinfrastruktur 74 74 72 70 68 

Straßen und Brücken 85 84 82 78 74 
Deutsche Bundesbahn 66 64 62 59 58 
Wasserstraßen 69 69 69 68 66 
Rohrfernleitungen 75 65 54 48 47 
Flughäfen (einschl. Flugsicherung) 77 73 64 60 68 
Binnenhäfen 65 64 61 58 57 

Quelle: Bundesminister für Verkehr: (Verkehr in Zahlen); eigene Berechnungen. 

Nun ist aber seit einiger Zeit neben der Notwendigkeit, Engpässe durch Aus- und Neubau
maßnahmen zu beseitigen, und neben dem Ausbaubedarf, der infolge der deutschen Einheit 
notwendig wurde, eine Veralterung der bereits vorhandenen Verkehrsinfrastruktur festzu
stellen. Den Zustand einer Infrastruktur kann man anhand des Modernitätsgrades beschreiben. 
Dieser ergibt sich als Quotient aus Netto- und Bruttoanlagevermögen. Je höher er ausfällt, 
desto jünger und moderner ist die Infrastruktur einer Volkswirtschaft. (Bruttoanlagevermö
gen: physisch vorhandener Kapitalstock im Verkehrssektor; Nettoanlagevermögen: berück
sichtigt den zeitbedingten Wertverlust, bewertet das jeweils verfügbare Leistungspotential. ) 

Tabelle 1 zeigt, daß sich der Modernitätsgrad seit 1970 erheblich verschlechtert hat, und 
zwar bis 1990 um rund 6 Punkte. Besonders hoher Modernisierungsbedarf besteht bei der 
Straße und den Rohrfernleitungen. Hier hat die Modernität um 11 bzw. um 28 Punkte abge
nommen. Diesem Trend steht ein stetig steigendes Verkehrsaufkommen im Güter- und Per
sonenverkehr gegenüber. Die Schätzungen gehen in der Höhe der Wachstumsrate zwar aus
einander4) - aber selbst bei einer vorsichtigen Schätzung von plus 30% im Personenverkehr 
und plus 40% im Güterverkehr (Straße) bis zum Jahr 2?00 führt .der Tren~ einer weiteren 
Verringerung der Modernität zu unlösbaren Problemen m Form emes massiven Neubaube
darfs, der dann kurzfristig überhaupt nicht mehr zu finanzieren sein dürfte. 5) 

Entwicklung der Verkehrsinvestitionen 

Nun sollte man die Größenordnung des Finanzbedarfs genauer betrachten. Die Schätzun
gen für den Nachholbedarf in den neuen Bundesländern gehen weit auseinander. Dies liegt 

4) Vgl. Kes,el und Partner: (Güterverkehrsprognosen).' S. 66 ff. und S. HO ff.; Baum, H.: (Verkehrsprognose), S. 6; 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: (EntWIcklung), S. 21 f. und S. 120 f.; Ehmer, H.: (Ost-West-Verkehre), 
S. 149-183; Deutsches Institutfür Wirtschaftsforschung: (Güterfernverkehr), S. 494-501. . 

5) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: (Ersatzinvestitionen), S. 518; ifo-I~stitut für :WIrtschaftsforschung: (Bau
bedarf). S. 85 und 102; Dicke, B.: (Erhaltungs bedarf), S. 3 H. und S. 99 H.; ScllIl1Jdt, w.: (Fmanzbedarf), S. 163-187. 

- I 

Neue \Vege der Infrastrukturfinanzierung 51 

u.a. daran, daß unterschiedliche politische Gruppierungen unterschiedliche Auffassungen 
von der Notwendigkeit des einen oder des anderen Neubaus haben. Das Bundesministe
rium für Verkehr. geht bei seiner Planung für den Bundesverkehrswegeplan von folgenden 
Summen aus: 6) 

13 Mrd. DM Bundesfernstraßen 
15 Mrd. DM Bezirksstraßen 
48 Mrd. DM Deutsche Reichsbahn 

1 Mrd. DM Luftverkehr 
8 Mrd. DM Binnenwasserstraßen 

30 Mrd. DM Kommunalstraßenbau 
12 Mrd. DM ÖPNV 

127 Mrd. DM Nachholbedarf 

Quantifiziert man zudem den Nachholbedarf, der aus der Veralterung der Infrastruktur 
entstanden ist, dann errechnet man mit Preisen von 1980 einen weiteren Bedarf von 
125 Mrd. DM. Zu diesen insgesamt rd. 250 Mrd. DM kommt noch der kapazitätserhöhende 
Ausbau hinzu. Der Bundesminister für Verkehr geht von einer Gesamtsumme von 300 Mrd. 
DM aus, die bis zum Jahr 2000 finanziert werden muß. 

Der Verkehrshaushalt beträgt im Jahr 1992 40 Mrd. DM.7) Darin sind aber lediglich 
8,3 Mrd. DM für die Deutsche Reichsbahn, 4,7 Mrd. DM zur Verbesserung der Verkehrs
verhältnisse der Gemeinden (GVFG), 9,9 Mrd. DM für den Fernstraßenbau, 2,3 Mrd. DM 
für die Binnenwasserstraßen, 1,0 Mrd. DM für die Flugsicherung und 0,13 Mrd. DM für die 
Luftfahrt enthalten. Dies ergibt 26,33 Mrd. DM, wovon aber nur 22,6 Mrd. investiv wirk
sam werden. Nimmt man die 4,7 Mrd. DM aus dem Gemeinschaftswerk ~ufschwung Ost' 
noch hinzu, dann ergeben sich 27,3 Mrd. DM. Diese Summe bezieht sich allerdings auf die 
alten und neuen Bundesländer gemeinsam. Der Bundesminister für Verkehr rechnet damit, 
daß von dem Finanzbedarf von 300 Mrd. DM lediglich 160 bis 180 Mrd. DM über den allge
meinen Haushalt zu finanzieren sind. Daraus resultiert eine enorme Finanzierungslücke, 
die nur durch zusätzliche Einnahmen oder neue Finanzierungsinstrumente geschlossen 
werden kann. 8) 

Öffentliche Finanzierungsinstrumente 

Zur Bewältigung dieser Aufgabe verfügt der Staat über zwei Finanzierungsinstrumente für 
Verkehrsinvestitionen: Steuern und Kreditfinanzierung. Wenden wir uns zunächst den 
Steuern zu. 

Das Nonaffektationsprinzip, das eine Zweckbindung von Steuern nicht erlaubt, gilt auch 
für die Steuern des Verkehrsbereichs. Lediglich rechnerisch ließe sich hier eine Zuordnung 

6) Vgl. Huber,].: (Verkehrswegeplan), S. 345 H. 
7) Vgl. Bundesminister für Verkehr: (Bundesverkehrswegeplanung), S. 30 H. 
8) Vgl. Bundesminister für Verkehr: (Private Finanzierung), S. 1 H. 
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herstellen, denn die Mineralölsteuer und die Kraftfahrzeugsteuer sind Sondersteuern des 
Verkehrs und lassen sich demnach gut den Ausgaben des Verkehrs gegenüberstellen. Danach 
ergibt sich eine rechnerische Überdeckung gegenüber den Verkehrsausgaben mit zuneh~ 
mender Tendenz. Im Jahr 1991 wird von 33 Mrd. DM Mineralölsteuer und 10 Mrd. DM 
Kraftfahrzeugsteuer ausgegangen. Dies ist u.a. auf den Anstieg der Individualmotorisie~ 
rung in den neuen Bundesländern, die Mineralölsteuererhöhung vom 1. 7. 1991 und auf die 
Erhöhung der LKW-Besteuerung auf das alte Niveau vom Sommer 1990 zurückzuführen. 
Dem stehen Ausgaben für den gesamten Verkehrshaushalt von 25,9 Mrd. DM gegenüber. 9) 

Die Bundeshaushaltsordnung verbietet es, eine direkte Forderung aus dieser deutlichen 
Überdeckung abzuleiten. lO) Demnach sollte dieser Umstand bei der Bewertung neuer fiskal~ 
politischer Maßnahmen eine starke Berücksichtigung finden. Aufgrund der Ergiebigkeit ist 
die Mineralölsteuer ein beliebtes Instrument solcher finanzpolitischen Aktivitäten, die 
möglicherweise die bereits bestehende Belastung zuwenig berücksichtigen. 

Einen zusätzlichen Aspekt für die Finanzpolitiker stellt die Lenkungswirkung der Sonder~ 
steuern des Verkehrs dar: Werden die Steuern erhöht, erhofft sich der Staat davon eine prohi~ 
bitive Wirkung. üb dies tatsächlich zutrifft, könnte man nur nach einer genauen Analyse 
der Preiselastizitäten der Nachfrage verschiedener motorisierter Bevölkerungsgruppen er~ 
mitteln. So hat z.B. ein Unternehmen, das temperaturgeführte Güter verladen möchte, eine 
andere Preis elastizität als die Hausfrau, die den Zweitwagen der Familie zum gelegentlichen 
Einkauf nutzt. Bei den bisherigen Untersuchungen hat sich jedoch erwiesen, daß die Nach~ 
frage insgesamt sehr unelastisch reagiert. Dies trifft vor allem auf den Personenverkehr zu. lI ) 

Die zweite Art der öffentlichen Finanzierung besteht in einer Verschuldung des Staates. 
Diese kann in verschiedenen Formen vorgenommen werden: Kredite bei der Bundesbank, 
Anleihen, Bundesobligationen oder -schatzbriefe sind Möglichkeiten. Sie ergeben zusam~ 
men mit Ausgleichsforderungen und auf fremde Währungen laufenden Schulden in der 
Summe die Gesamtverschuldung des Staates. Ein Blick in die Statistik zeigt, daß die gesamte 
Schuldenhöhe der öffentlichen Haushalte in den vergangenenJahren die Billionenschwelle 
überschritten hat. Daraus folgt, daß die Zinslast aus diesen Schulden ebenfalls stark gestie
gen sein muß. Sie betrug im Jahr 1990 64,2 Mrd. DM)2) Absolute Zahlen wie di.~se sind je
doch wenig aussagekräftig und müssen daher relativiert werden. Vor allem für Uberlegun
gen zur Mobilisierung privaten Kapitals ist es von Bedeutung, ob es eine Verschuldungs
grenze gibt oder nicht. Je geringer die Möglichkeit einer weiteren Verschuldung ist, desto 
notwendiger wird die Beteiligung privaten Kapitals unter der Voraussetzung, daß dadurch 
keine versteckte Verschuldung vorgenommen werden soll. 

Eine feste Schuldengrenze, die sich in einem fixen DM-Betrag ausdrücken ließe, gibt es 
nicht. 13) Es scheint daher eher sinnvoll, die Verschuldung mit einer anderen Größe in Bezie
hung zu setzen. Vor diesem Hintergrund besitzt der relative Schuldenkoeffizient eine hin
reichende Plausibilität. Er setzt sich als Quotient aus jährlicher prozentualer Veränderung 

9) Vgl. Bundesminiser für Verkehr: (Verkehr in Zahlen), S. 185. 
10) Vgl. § 8 der Bundeshaushaltsordnung u.a. in: Bundesministerium der Finanzen: (Haushaltsrecht), S. 66. 
11) Vgl. SchindJer, v,: (Kraftstoffpreiserhöhungen), S. 528 ff. 
12) Vgl. Statistisches Bundesamt: (Gesamtrechnungen), S. 78. 
13. Vgl. Schmölders, G.: (Finanzpolitik), S. 424 f. 

Neue Wege der Infrastrukturfimnzierung 53 

der Zins ausgaben auf öffentliche Schulden und der jährlichen prozentualen Veränderung 
des Steueraufkommens zusammen. Danach ist unmittelbar einsichtig, daß ein Wert über 1 
die wachsende Belastung durch eine Verschuldung markiert. Das heißt, die induzierten 
Steuermehreinnahmen durch eine neue Verschuldung kompensieren: nicht mehr den Zins
aufwand. Es ergibt sich eine Einschränkung der finanzpolitischen Handlungsfreiheit - eine 
Entwicklung, die weder politisch noch ökonomisch wünschenswert und sinnvoll erscheint. 

'E1belle 2: Relativer Schuldenkoeffizient 

Jahr Zr (Mrd. DM) rel. ßZr Tr(Mrd.DM) rel. ßTr Kr 

1950 0,56 - 20,70 - -
1951 0,73 30,35 26,95 30,19 1,005 
1952 0,79 8,21 32,75 21,52 0,381 
1953 0,86 8,86 35,89 9,58 0,924 
1954 1,33 54,65 37,78 5,26 10,389 
1955 1,42 6,76 41,47 9,76 0,692 
1956 1,54 8,45 45,88 10,63 0,794 
1957 1,59 3,24 49,10 7,01 0,462 
1958 1,75 10,06 51,26 4,39 2,291 
1959 1,98 13,14 57,51 12,19 1,077 
1960 2,19 10,60 69,77 21,31 0,497 
1961 2,21 0,91 79,97 14,61 0,062 
1962 2,41 9,04 87,89 9,90 0,913 
1963 2,65 9,95 93,27 6,12 1,625 
1964 2,90 9,43 101,95 9,30 1,013 
1965 3,23 11,37 107,84 5,77 1,970 
1966 4,12 27,55 114,89 6,53 4,218 
1967 5,19 25,97 117,38 2,16 12,023 
1968 5,38 3,66 129,80 10,58 0,345 
1969 5,84 8,55 152,16 17,22 0,496 
1970 6,55 12,15 161,89 6,39 1,901 
1971 7,34 12,06 183,65 13,44 0,897 
1972 8,43 14,85 201,25 9,58 1,550 
1973 10,17 20,64 235,88 17,20 1,200 
1974 12,15 19,46 253,42 7,43 2,619 
1975 14,18 16,70 254,10 0,26 64,230 
1976 17,45 23,06 285,75 12,45 1,852 
1977 20,41 16,96 317,17 10,99 1,543 
1978 21,53 5,48 335,05 5,63 0,973 
1979 24,10 11,93 358,67 7,04 1,694 
1980 28,55 18,46 381,22 6,28 2,939 
1981 35,47 24,23 386,40 1,35 17,948 
1982 44,03 24,13 394,86 2,18 11,068 
1983 50,09 13,76 414,75 5,03 2,735 
1984 52,72 5,25 439,15 5,88 0,892 
1985 55,27 4,83 459,95 4,73 1,021 
1986 57,18 3,45 473,21 2,88 1,197 
1987 57,78 1,04 491,44 3,85 0,270 
1988 59,81 3,51 512,52 4,28 0,820 
1989 60,46 1,08 560,09 9,28 0,116 

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen 
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Aus Tabelle 21+) wird ersichtlich, daß dies seit Anfang der 70er Jahre der Fall ist. In den Jahren 
vor der Einheit trat zwar eine Besserung ein, die finanzpolitischen Folgen der Einheit 
Deutschlands dürften diesen Trend aber zukünftig erneut umkehren. Betrachtet man die ein
zelnen Jahre, dann fällt auf, daß im Zeitraum von 1950 bis 1969 der Koeffizient zehnmal ei
nen Wert unter 1 angenommen hat, im Zeitraum 1970 bis 1989 lediglich noch sechsmal, da
von allerdings jeweils in den Jahren 1987, 1988 und 1989. Diese bedrohliche Entwicklung im
pliziert eine fortschreitende Einengung der finanzpolitischen Handlungsfreiheit. 

Es wird in diesem Zusammenhang öfter behauptet, daß das Verhältnis von Staatsvermögen 
und Staatsschulden irrelevant sei, weil der Staat beispielsweise Anleihen immer mit Hilfe ei
ner höheren Besteuerung zurückzahlen kann. Damit wäre das Problem auf den Aspekt redu
ziert, wie hoch die Steuerquote beim produktiven Teil der Bevölkerung sein darf. Vergegen
wärtigt man sich allerdings, daß die Zinslast des Staates im Jahr 1992 über 70 Mrd. DM be
trägt und dieses Geld vom Steuerzahler aufgebracht werden muß, dann ist damit die These 
der Irrelevanz des Verschuldungsgrades widerlegt. Denn je höher dieser ist, desto höher 
wird die Zahlungsverpflichtung für den Steuerzahler, desto geringer wird die Zahlungsbe
reitschaft, desto stärker werden seine Ausweichmechanismen. Kapitalflucht und Steuerhin
terziehung sind mögliche Auswirkungen,1S) 

Privatisierung öffentlicher Aufgaben 

Für Überlegungen zur Mobilisierung privaten Kapitals ist zunächst zu klären, inwieweit öf
fentliche Aufgaben privatisiert werden können. 

Der Verkehrswegebau ist eine öffentliche Angelegenheit. So ist nach Art. 90 Grundgesetz der 
Bund Eigentümer der Autobahnen. Die Länder und die nach Landesrecht zuständigen 
Selbstverwaltungskörperschaften verwalten die Bundesautobahn und sonstige Bundes
straßen des Fernverkehrs im Auftrag des Bundes. Der Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern ist in Art. 106 und Art. 107 Grundgesetz geregelt. Der Finanzausgleich zwischen 
einem Land und seinen Gemeinden richtet sich nach den Landesgesetzen. Eine grundsätzli
che Verantwortung des Bundes für den Fernstraßenbau ist damit festgeschrieben. Friaufhat 

geprüft, ob nicht im Rahmen der bestehenden Gesetze eine Übertragung von Planung, Bau
verwaltung und Finanzierung auf Private möglich ist,16) Er hat in seinem Gutachten den 
Art. 90 Grundgesetz untersucht und festgestellt, daß die Bauverwaltung und Unterhaltung 
von Fernstraßen nicht allein vom Staat wahrgenommen werden muß. Art. 90 Grundgesetz: 

14) Die Zahlen beziehen sich auf den Staat insgesamt. Vgl. Statistisches Bundesamt: (Gesamtrechnungen), S. 20 u. S. 71. 
Kr(;) = relativer Schuldenkoeffizient im Zeitpunkt i 
ZrO) = Zinsausgaben im Zeitpunkt i 
ß Zr(;) = relative Zins ausgaben im Zeitpunkt i gegenüber der Periode i-I 
TrO) = Steueraufkommen 
ß 1rO) = relatives Steueraufkommen im Zeitpunkt i gegenüber der Periode i-I 

rel. AZr(;) 
Krr;)-

. rel. ß Tr(;) 
15) Vgl. Schmöldcrs, G., Hansmeyer, K.-H.: (Allgemeine Steuerlehre), S. 133 H. 
16) Vgl. Friauf, K.-H.: (Verfassungsrechtliche Zu lässigkeit), passim. 
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steht einer Beteiligung von privaten Unternehmen deshalb nicht im Wege. Friaufgelangt zu 
der Überzeugung, daß der Straßenbau zwar eine im Sinne der Daseinsvorsorge dem Staat 
obliegende Pflicht ist, was aber keineswegs eine private Tätigkeit ausschließt.t7) 

Einen weiteren Gesichtspunkt stellt der sich konsequent durch die öffentliche Diskussion 
ziehende Vorwurf von einer 'Privatisierung der Gewinne - Sozialisierung der Verluste' dar. 
Darum kann es sich bei der Frage nach der Mobilisierung privaten Kapitals auch nicht han
deln. Denn Verkehrswege im allgemeinen und Straßen im besonderen sind, jedenfalls nach 
bisheriger Gestaltung, nicht'ertragbringend organisiert. Eine Rahmenplanung in Form der 
Bundesverkehrswegeplanung muß in der Hand des Staates bleiben, um durch ein abge
stimmtes Verhalten Fehlallokationen zu verhindern. 18) Es kann auch nicht das Ziel sein, 
Straßen zu frei verfügbarem Eigentum von privaten Investoren umzufunktionieren. Viel
mehr muß es darum gehen, den Staat von Arbeiten zu befreien, die ebenso gut oder in bezug 
auf Kosten und Qualität sogar besser eine private Unternehmung leisten kann.t9) 

Private Finanzierungsinstrumente 

Die Notwendigkeit, über die Mobilisierung privaten Kapitals nachzudenken, ergibt sich 
aus der bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus entstehenden Finanzierungslücke. Nach An
gaben des Bundesministers für Verkehr werden bis zum Jahr 2000300 Mrd. DM für den Ver
kehrsbereich in der gesamten Bundesrepublik benötigt. Zur Finanzierung können aber 
über allgemeine Haushaltsmittel nur 160 bis 180 Mrd. DM aufgebracht werden. Diese ge
waltige Finanzierungslücke muß geschlossen werden, wenn der politischen Verpflichtung 
aus dem Einigungsvertrag nachgekommen werden soll, möglichst schnell für eine Anglei
chung der Lebensverhältnisse zu sorgen. 

1. Das Leasing-Modell 

Das Leasing-Modell wurde vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) vorge
schlagen und später von der Bauindustrie mit konkreten Modellrechnungen detailliert be
legt. 20) Dieses Modell sieht die Gründung einer Objekt-KG vor, welche die organisatorische 
Abwicklung des Projekts übernimmt. Sie fungiert als Leasinggeber, Leasingnehmer ist der 
Staat. Je nach Investitionssumme, die durch die Objekt-KG aufgebracht wird, zahlt der 
Staat nach Inbetriebnahme der Autobahn an den Leasinggeber eine konstante Rate. Die 
Trasse wird dem Leasinggeber zur Bebauung über das Erbbaurecht zur Verfügung gestellt. 

Die Objekt-KG plant, baut und finanziert die Infrastrukturmaßnahme. Sie finanziert sich 
z.B. durch 80% Fremdkapitalund 20% Eigenkapital. Kommanditisten können juristische 
oder natürliche Personen sein, insbesondere Banken, Versicherungen oder Baufirmen. 
Diese erhalten für ihr eingebrachtes Kapital eine geringere Verzinsung als bei einer alternati
ven Anlageform, können aber zusätzlich dazu das negative Betriebsergebnis der Objekt-KG 

17) Vgl. Friauf, K.-H.: (Verfassungsrechtliche Zulässigkeit), S. 113. 
18) Vgl. Moosmeyer, E.: (Planung), S. 199 H. 
19) Vgl. Kn'll1ss, R: (Privatisierung), S. 27-58. 
20) Vgl. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie: (Finanzierung), S. 1 H. 
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bis zur Höhe der Einlage steuerlich geltend mache'n. Dies muß zu einer Rendite oberhalb 
einer Verzinsung am Kapitalmarkt führen. Konkret hängt dies jedoch von der Einkom
mens- bzw. Gewinnsituation des Kapitalgebers ab. 

Bei dieser Modellkonstruktion muß allerdings ein steuerrechtlicher Einwand berücksich
tigt werden. Die Produktion der Autobahn erfolgt lediglich für einen Abnehmer - den Staat. 
Es existiert also nach Ablauf der Leasingzeit kein Markt für 'gebrauchte Straßen'. Somit 
han~elt es sich hier um eine Form des sog. 'Spezial-Leasings', die keine Abschreibung beim 
Leasmggeber respektive keine Verlustzuweisung bei den Kapitalgebern ermöglicht. Daher 
besteht die Notwendigkeit, entweder eine höhere Leasingrate zum Ausgleich dieses Nach
teils festzusetzen, oder aber über eine Verwertung der Straßen nach Beendigung des Lea
singvertrages nachzudenken. Dies könnte z.B. in der Form gestaltet werden, 'gebrauchte 
Straßen' an eine Betreibergesellschaft zu verpachten, welche diese dann gegen Benutzerent
gelt unterhält. 

Die Vorteile dieses Modells liegen in frühzeitigen Steuereinnahmen u.a. durch die regionale 
Entwicklung, einer anfänglich geringeren Haushaltsbelastung und in festen Raten, die erst 
nach Baufertigstellung gezahlt werden müssen. 

Gelegentlich wird am Leasing-Modell bemängelt, daß es in der Summe teurer sei als eine 
Haushaltsfinanzierung. Dieser Nachteil wird aber durch die sich ergebenden frühzeitigen 
Wachstumseffelne, die mit erheblichen Steuermehreinnahmen verbunden sind, überkom
pensiert. Demnach wäre noch genauer zu prüfen, ob das Prinzip der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit bei der Haushaltsfinanzierung nicht eher verletzt wird, denn Wirtschaftlich
keit bedeutet auch die Berücksichtigung sich zukünftig ergebender Einzahlungsströme. 

Darüber hinaus muß die Tatsache in den Blick genommen werden, daß beim Leasing
Modell der Staat über das Erbbaurecht gegen die Zahlung eines Erbbauzinses der Objekt
KG die Trasse zur Verfügung stellt. Die Objekt-KG ist folglich der Eigentümer der Trasse. 
Dies erfordert geklärte Eigentumsrechte, was in den neuen Bundesländern in bezug auf 
Neubautrassen nicht unbedingt gegeben ist. Bei alten Trassen ohne Erweiterung wäre die 
Anwendung des Modells jedoch kein Problem. Deshalb bietet sich für die Fälle, in denen die 
Eigentumsfrage nicht abschließend geklärt ist, das Konzessions-Modell an. 

2. Das Konzessions-Modell 

Nach diesem Modell plant der Staat die Infrastrukturmaßnahme und erteilt Privaten zum 
Bau und zur Finanzierung eine Konzession. Der Staat zahlt an den Konzessionsnehmer 
Mietraten. Nach Ende der Mietzeit fällt die Straße in den Besitz des Bundes. Eigentümer 
der Trasse ist und bleibt der Bund. Es handelt sich hier quasi um einen Ratenkauf des Bun
des. 

Bei diesem Modell entstehen keine eigentumsrechtlichen Probleme. Außerdem existieren 
keine steuerrechtlichen Abschreibungsmöglichkeiten und somit auch keine diesbezügli
chen Bedenken. 
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3. Das Betreiber-Modell 

Als eine weitere Variante kommt das schon in anderen Bereichen getestete Betreiber-Modell 
in Betracht. Hier überträgt der Staat mit Auflagen die Trasse an ein privates Unternehmen. 
Dieses erfüllt dann die Auflagen und refinanziert sich über Entgelte bei den Nu~zern. Die 
Auflagen des Staates würden im konkreten Fall des Fernstraßenbaus bedeuten: 
a) BauersteIlung nach bestimmten Qualitätsmerkmalen, . 
b) Bereitstellung für den Nutzer gegen Entgelt, u. U. mit Fixierung bestimmter Höchst-

preise, um Mißbrauch zu verhindern. 

Die Erhebung von Benutzerentgelten ist jedoch sowohl organisatorisch als auch einkom
menspolitisch schwierig. Die Erhebungsformen sind bislang noch nicht so ausgereift, daß 
1. keine Verkehrsbehinderungen bei der Erhebung entstehen und 2. die Manipulationsmög
lichkeiten ausgeschlossen werden können. Zur Lösung dieses Problems wird an einem bar
geldlosen, automatischen Verfahren gearbeitet. 21 ) Die Erhebung von Gebühren nur auf 
Neubaustrecken ist inopportun, da diese vorrangig in den neuen Bundesländern liegen und 
das Autofahren demnach dort teurer werden würde als im Westen. 

Des weiteren muß im konkreten Einzelfall überlegt werden, ob es nicht zu unerwünschten 
Verkehrsverlagerungen kommt und ob hier die Erfahrungen im Ausland auf deutsche Ver
hältnisse zu übertragen sind. 

Entscheidungskriterien für die Wahl einer Finanzierungsalternative 

Um eine Auswahl unter den Finanzierungsvarianten zu treffen, ist eine Diskussion unter 
Berücksichtigung folgender Gesichtspunkte erforderlich: 

Raumordnungsaspekte 

Der Grund für Aktivitäten zur Güterbereitstellung durch die öffentliche Hand ist entweder 
ein Marktversagen oder direkter politischer Wille. Privatwirtschaftliche Aktivitäten liegen 
vor, wenn das Anbieter- und Nachfragerverhalten zu einem Gleichgewichtspreis und zu ei
ner markträumenden Gleichgewichtsmenge führt. Bezogen auf Verkehrswege würde dies 
bedeuten, daß Private diese anbieten und Käufer der Dienstleistung 'Verkehrswegenutzung' 
einen Preis bezahlen. Dies setzt bei polypolistischer Marktstruktur voraus, daß der Käufer 
zwischen mehreren Anbietern, die alle das Produkt 'Verkehrsweg von A nach B' anbieten, 
frei entscheiden kann. Das hätte wiederum zur Folge, daß es keine Bundesverkehrswegepla
mmg im jetzigen Sinn mehr geben würde. Private kaufen Trassen, bauen dort Straßen und 
vermarkten diese an Nutzer. Dies würde dazu führen, daß Straßen parallel verlaufen könn
ten und durch den entstehenden Wettbewerb zusätzliche Marketinginstrumente herangezo
gen werden, z.B. verbilligtes Tanken, um die Auslastung einer Strecke sicherzustellen: -
Eine Vision, die völlig abwegig ist. Zu einer Bundesverkehrswegeplanung in der Hand des 
Staates gibt es daher keine Alternative.22) Das schließt Vorschläge und Anregungen von Pri
vaten allerdings nicht aus. Der Bundesverkehrswegeplan ist Ausdruck einer Gesamtplanung, 

21) Vgl. Verband der Automobilindustrie u.a.: (Ausbau) passim 
22) Vgl. Moosmeyel; E.: (Planung), S. 199. 
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die mittels der Bewertung einzelner Maßnahmen im Interesse der Allgemeinheit vorgenom
men wird. Aus raumordnungspolitischen Überlegungen ist hier keine Alternative denkbar. 
Das bedeutet, daß es sich bei der Beteiligung von Privaten auch nur um eine Partizipation in 
diesen engen Grenzen handeln kann. Der Bau wird und wurde immer schon von Privaten 
durchgeführt. Die konkrete Projektplanung wird ebenfalls seit vielen Jahren von privaten 
Planungsbüros übernommen. Lediglich die Finanzierung lag in der Vergangenheit beim 
~.taat. Unterschiedliche Finanzierungskonzepte haben auf die raumordnungspolitischen 
Uberlegungen des Staates keinen Einfluß. 

Kosten-Nutzen-Analyse 

Wenden wir uns einem weiteren Kriterium zu - der Kosten-Nutzen-Analyse. Die Finanzie
rung steht auch hier wieder im Mittelpunkt der Betrachtung: Sie taucht in einer Kosten
Nutzen-Analyse auf der Kostenseite auf. Der Nutzen einer Straßenbauinvestition ist unab
hängig von der Finanzierung. Hier wird versucht, die Kosten- und Zeitersparnis für den 
Nutzer zu quantifizieren. Danach hat eine Straßenbauinvestition natürlich nur Sinn, wenn, 
verglichen mit dem alten Niveau, ein höherer Gesamtnutzen entsteht. 23) 

Auf der Kostenseite werden neben den Erstellungskosten die Kapitalkosten berechnet. Da
bei ist es von Bedeutung, ob eine Investition zu einem höheren oder einem geringeren Zins 
finanziert werden kann. Geht man davon aus, daß der Staat Kredite zu einem günstigeren 
Zins erhält als Private, dann sdllägt sich diese Differenz unmittelbar nieder. 24) Bei nur einem 
Prozent Unterschied, 8% Bund - 9% Private, wären die Kapitalkosten für ein 100 km lan
ges Autobahnstück 2,5 Mio. DM geringer, wenn dies der Bund finanzieren würde. 

Hinzu kommt die Tatsache, daß ein Privater nur dann Kapital einsetzt, wenn es rentabel ver
wendet wird. 25) Dies bedeutet, daß sich die Baukosten um die Rentabilität des durch den 
privaten Kapitalgeber eingesetzten Kapitals erhöhen. Die~.e erhöhten Kosten können mög
licherweise durch Einsparungen mittels einer erweiterten Ubertragung von Aufgabeninhal
ten und durch eine effizientere Durchführung der Bau- und Planungsarbeiten bei Privaten 
kompensiert bzw. überkompensiert werden. 

Von Kosten-Nutzen-Aspekten kann also nicht generell die Überlegenheit einer öffentlichen 
oder privaten Finanzierung abgeleitet werden. 

Beschäftigungseffekte 

Eine Baumaßnahme ist notwendig mit der Verteilung von Einkommen auf die dadurch Be
schäftigten verbunden. Diese zusätzlich Beschäftigten verwenden das Geld unter anderem 
für den Konsum. Es kommt somit auch zu einer konsuminduzierten Beschäftigungswir
kung. Baum hat 1982 in einer Untersuchung ermittelt, daß die Gesamtbeschäftigungswir
kung bei einer Investitionssumme von 100 Mio.DM je nach Art der Bauleistung (Brücken
bau, ÖPNV, Deutsche Bundesbahn) zwischen 1.441 Personen und 2.256 Personen liegt.26) 

23) Vgl. Bundesministerium für Verkehr: (Bewertung), S. 14 ff. 
24) Diese Annahme kann dadurch gestützt werden, daß der Staat gegenüber Privaten ein relativ sicherer Schuldner ist und 

die Risikoabgeltung durch den Gläubiger entsprechend geringer ausfallen kann. 
25) Vgl. \\7atrin, Cl,.: (Staats aufgaben), S. 147. 
26) Vgl. Baum, H.: (Beschäftigungswirkung), S. 51. 
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Rechnet man diese Zahlen mit dem erforderlichen Investitionsvolumen von 300 Mrd. DM 
boch, dann ergibt sich eine Beschäftigungswirkung zwischen 4,3 und 6,7 Mio. Personen. 
Also rein rechnerisch gegenüber 3,5 Mio. Arbeitslosen doch eine beachtliche Größe. Es ist 
auch weitgehend unbestritten, daß Bauinvestitionen eine erhebliche Wirkung auf die Be
schäftigung ausüben,27) Fraglich ist nun noch, welche Rolle die Finanzierung in diesem Zu
sammenhang spielt. 

Die Kapitalkosten sind notwendiger Bestandteil der gesamten Bauinvestitionssumme. So
mit wirken sich Kapitalkosten in ihrer Höhe auf den Rest des zur Verfügung stehenden Bud
gets aus. Sind 100 Mio. DM Investitionsvolumen vorhanden, und müssen z.B. bei öffentli
cher Finanzierung nur 8%, bei privater aber 9% Kapitalkosten angesetzt werden, so verrin
gert sich das restliche, beschäftigungswirksam werdende Volumen von 92 auf 91 Mio DM. 
Dies bedeutet umgerechnet, daß es sich um eine Verringerung der Beschäftigung von 14 bis 
22 Personen handeln würde. Multipliziert man dies wieder mit dem Investitionsvolumen 
von 300 Mrd. DM, macht die Wirkung unterschiedlicher Finanzierungsvarianten eine ins
gesamt geringere Beschäftigungsmöglichkeit von 43.200 bis 67.680 Personen aus. Das be
deutet, daß hier die Höhe der Kapitalkosten das Entscheidungskriterium darstellt. Da da
von auszugehen ist, daß der Staat das Geld zu günstigeren Konditionen erhält als der Pri
vate, spricht dieses Kriterium eindeutig für die geringeren Kapitalkosten und somit für den 
Staat. 

Allerdings gibt es möglicherweise auch hier einen entscheidenden Grund für den Einsatz 
privaten Kapitals. Ist es dem Staat nicht mehr möglich, sich weiter zu verschulden, oder 
wäre die notwendige Investitionssumme erst in zehn Jahren aus Verschuldungsmäglichkei
ten und anderen Haushaltsmitteln aufzubringen, dann ist der Einsatz privaten Kapitals ge
radezu induziert, um die sich positiv auf die Volkswirtschaft auswirkenden Beschäftigungs
effekte zu erzielen. Dabei werden die Entlastungswirkungen auf den Sozialhaushalt noch 
gar nicht berücksichtigt. 

Einkommensverteiltmg 

Die weitreichende Wirkung des Beschäftigungseffektes auf das Einkommen ist gerade auf
gezeigt worden. Auf eine weitere Differenzierung der Einkommensverteilung auf die Bevöl
kerungsgruppen soll zunächst verzichtet werden. Es sind aber aufgrund der Wahl einer Fi
nanzierungsvariante noch andere Einkommenseffekte zu berücksichtigen. Der wichtigste 
sei vorangestellt: Die Einführung einer Entgeltfinanzierung käme einer Verteuerung des Au
tofahrens gleich und würde zu einer besonderen Härte für die unteren Einkommensschich
ten führen. Dies würde eine unerwünschte Belastung vor allem für die Menschen in den 
neuen Bundesländern darstellen, was sozialpolitisch nicht opportun erscheint. Der Staat 
könnte allerdings steuerrechtlichen Ausgleich schaffen und die Menschen in den neuen Län
dern quasi von Benutzungsgebühren freistellen. Dies hätte zur Folge, daß nur Westdeutsche 
bezahlen und somit der verwaltungstechnische Aufwand in keinem Verhältnis zum Ertrag 
stehen würde, wenn man davon ausgeht, daß nur Straßen in. den neuen Bundesländern ge
bührenpflichtig werden. 

27) Vgl. S.mdh.lger, H.: (Verkehrsinvestitionen), S. 89 H. 
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Die Finanzierung durch Steuern könnte über eine Erhöhung der Mineralölsteuer oder 
Kraftfahrzeugsteuer erfolgen und wäre dann unabhängig von der konkreten Straßenbenut
zung. Die Wirkung auf das Einkommen wäre ähnlich und würde wiederum die Menschen 
in den neuen Bundesländern am stärksten treffen. 28) 

Diese - zumindest in den nächsten] ahren nicht gewünschte - Einkommenswirkung könnte 
durch die genannten Modelle zur Mobilisierung privaten Kapitals verhindert werden. D .h., 
daß unter dem Gesichtspunkt der Einkommensverteilung das Konzessions- und das Lea
sing-Modell Vorteile gegenüber dem Betreiber-Modell und der Entgeltfinanzierung sowie 
der öffentlichen Finanzierung aufweisen. 

Kapitalmarktwirkung 

Die Wirkung einer Finanzierungsform auf den Kapitalmarkt hängt davon ab, aus welcher 
Bindung das Kapital stammt. Handelt es sich um Kapital, das durch eine besondere Maß
nahme zusätzlich für den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur mobilisiert werden kann, dann 
wäre dies ideal und es käme zu keiner zinstreibenden Wirkung auf dem Kapitalmarkt. Die
ser Fall, bei dem Kapital, das bisher keiner Rentabilität zugeführt war, für beispielsweise 
Straßenbaumaßnahmen mobilisiert werden kann, ist jedoch sehr unwahrscheinlich. Wahr
scheinlicher ist eine Umschichtung. Dies bedeutet, daß Kapital, welches zur Zeit zu einem 
anderen Zweck rentabel angelegt ist, nun für Verkehrsinvestitionen genutzt werden soll. 
Demzufolge entsteht am Kapitalmarkt keine Reaktion, da irrelevant ist, wer Eigentümer 
des Kapitals ist, das sich im Kreislauf befindet. Dies setzt einen unveränderten Koeffizien
ten aus Anlage und Verschuldung voraus. 

Für die Wahl einer Finanzierungsalternative resultiert daraus, daß es grundsätzlich unerheb
lich ist, wer das Kapital am Markt aufnimmt - der Staat oder der Private. Berücksichtigt 
man, daß der Staat aufgrund seiner Solvenz günstigere Konditionen erhält als ein Privater 
und folglich die Gesamtverschuldung geringer ausfiele, dann ist doch die Höhe der Ver
schuldung maßgeblich für eine zinstreibende Wirkung und nicht der jeweilige Kapitalnach
frager. Dies gilt auch für den Fall, daß die Verkehrsinvestitionen durch den Nutzer finan
ziert werden. 

Die Betrachtung der Kapitalmarktwirkung ergibt mithin keine eindeutige Präferenz für 
eine private oder öffentliche Finanzierung. 

Effizienzunterschiede 

Ein weiterer ökonomischer Aspekt ist die Frage, ob Private gegenüber dem Staat eine insge
samt höhere Effizienz bei der Erbringung von Leistung erzielen. 

Solange die öffentliche Hand tätig wird, existiert kein Wettbewerb. Erst das Ausschreiben 
von Aktivitäten und die damit verbundene Einbeziehung Privater ermöglichen eine Wettbe
werbssituation.29) Diese sind durch die Orientierung der beteiligten Wirtschaftssubjekte 
an der Minimalkostenkombination immer durch ein hohes Maß an Effizienz geprägt.30) 

28) Zur Einkommenswirkung von Steuern und Gebühren vgl. insbesondere: Bös, D.: (Gebührenfinanzierullg), S. 4 H. 
29) Vgl. Reclaemvald, H. G.: (Unwirtschaftlichkeit), S. 155 H. 
30) Vgl. Klös, H.-P.: (Infrastrukturmonopol), S. 17-24. 
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Das muß bei Wirtschaftssubjekten, die nicht in einer Wettbewerbssituation stehen, nicht 
unbedingt der Fall sein. Sie haben dazu keinen Anreiz. Wettbewerbssituationen zwingen ge
wissermaßen zu effizientem Material-, Personal- und Kapitaleinsatz. Und damit wären wir 
bei der Frage, die uns im Zusammenhang mit der Finanzierung interessiert. 

Teilt man die Durchführung einer Straßenbaumaßnahme in die drei Schritte Planen, Bauen, 
Finanzieren, und untersucht man diese Phasen auf bereits bestehende Wettbewerbssituatio
nen, so stellt man fest, daß beim Bauen durch das öffentliche Ausschreibungsverfahren 
schon lange eine wettbewerbliehe Situation existiert. Bei der Planung und der öffentlichen 
Bauverwaltung sind noch erhebliche Mängel an funktionsfähigem Wettbewerb zu erken
nen. Ansätze einer Intensivierung sind jedoch auch sichtbar. 

Die Finanzierung lag bisher in der Hand des Staates. Dies muß nicht so bleiben, sondern sie 
könnte durch eine erweiterte Ausschreibung fester Bestandteil der wettbewerblichen Situa
tion unter den agierenden Unternehmen werden.3l ) Nur dann käme der Finanzierung im 
Hinblick auf öffentliche oder private eine Bedeutung zu. Aber hier gilt gleichsam das unter 
Kosten-Nutzen-Aspekten Gesagte: Die Kapitalkosten wären das Entscheidungskriterium, 
und dabei schneidet der Staat besser ab. 

Nun darf man aber die Effizienzunterschiede nicht nur unter dem Aspekt der Finanzie
rungskosten betrachten. Eine eventuell te ure re Finanzierung kann durch eine Lösung vom 
öffentlichen Dienstrecht sowie ein effizienteres Management kompensiert werden. Schät
zungen gehen hier von einem Rationalisierungspotential von 15 bis 30% der Gesamtkosten 
aus.32) Dies würde bei dem erwähnten Investitionsbedarf Einsparungen zwischen 45 und 
90 Mrd. DM bedeuten, setzt aber voraus, daß die Aufgabenübertragung auf Private erwei
tert wird. Die Schaffung mehrerer privater Planungsgesellschaften ist hier ein bereits gefor
derter Schritt in die richtige Richtung. 33) 

Unter Effizienzgesichtspunkten sind private Finanzierungsmodelle jeder staatlichen Finan
zierung vorzuziehen, wenn gleichzeitig weitere Aufgabeninhalte übertragen werden. 

Wettbewerbseinfluß 

Neben dem Aspekt der Wettbewerbssituation in bezug auf Effizienzunterschiede muß noch 
darüber nachgedacht werden, welchen Einfluß die Finanzierung auf den Wettbewerb zwi
schen den Unternehmen hat. 

Im Zentrum steht wieder die angenommene Kapitalkostendifferenz zwischen dem Staat 
und den Privaten. Die Finanzierung hat grundsätzlich keinen Einfluß auf die Wettbewerbs
situation, sondern der Umfang der Aufgabenübertragung als Inhalt einer Ausschreibung. 
Dort können Finanzierungsmöglichkeiten zum Marketinginstrument werden. Der Private, 
der sein Kapital zu günstigeren Konditionen bekommen kann als ein anderer, erhält mög
licherweise den Zuschlag. Wählt man den Wettbewerbseinfluß als Entscheidungskriterium, 
so spricht der Einsatz privaten Kapitals für eine Intensivierung des Wettbewerbs und ist da
her der staatlichen Finanzierung vorzuziehen. 

31) Vgl. Zimmerm;wn, H.: (Alternativen), S. 188 f.; AIusgrave; R. A.: (Finlllztheorie), S. 17. 
32) Vgl. Ewers, H.-J.: (Verkehrsinfarkt), S. 54 f. 
33) Vgl. Ronellenfitsch, M.: (Beschleunigung), S. 185. 
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Konjunkturverträglichkeit 

Bauinvestitionen sind ein Mittel, um konjunkturellen Schwächen entgegenzusteuern.34) 

Insbesondere dem Verkehrswegebau kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, da hier 
eine erhebliche Konjunkturreserve gebunden ist.3S) In Zeiten schwacher Konjunktur kann 
der Staat durch massive Vergabe von notwendigen Bauinvestitionsmaßnahmen den negati
ven Wirkungen einer abflauenden Konjunktur entgegenwirken. 36) Über die Beschäftigungs
effekte einer Investition in dem geplanten Volumen ist bereits einiges angemerkt worden. 37) 

Auch hier soll wieder die Finanzierungsfrage im Vordergrund stehen. Entscheidend für eine 
Wirkung auf die Konjunktur sind zum einen das Investitionsvolumen, zum anderen der 
Zeitpunkt der Investitionen. Bei letzterem stellt sich sofort die Frage, ob zum gewünschten 
Zeitpunkt auch die notwendigen Mittel zur Verfügung stehen. Daraus könnte die Entschei
dung erwachsen, privates Kapital einzusetzen, wenn öffentliche Mittel nicht mehr verfüg
bar sind, die positiven Wirkungen auf die Konjunktur aber ausgenutzt werden sollen. Dem 
steht entgegen, daß das Investitionsvolumen möglicherweise durch höhere Kapitalkosten 
bei der einen oder anderen Finanzierungsvariante geschmälert wird. 

Finanzierung durch Wachstum 

Nachdem eine ganze Reihe von Kriterien erörtert worden ist, wenden wir uns abschließend 
nun am Schluß dem vielleicht wichtigsten Kriterium zu. Dies führt noch einmal zum An
fang der Ausführungen zurück. Dort wurde festgestellt, daß die Verkehrsinfrastruktur eine 
grundlegende Bedeutung für das Wachstum einer Volkswirtschaft hat. Investitionen in die 
Infrastruktur bewirken einen Produktivitätseffekt zur Senkung der Kosten der Privatgüter
produktionen. 38) D.h., daß es zu vielfältigen Multiplikator- und Akzeleratoreffekten 
kommt. Die sich daraus ergebenden multiplen Investitionen und Konsumausgaben sind im
mer wieder mit Steuern belegt. Hier entsteht aufgrund einer unternommenen Investition 
ein gewaltiger Einnahmestrom für den Staat. Erst eine genauere Ermittlung der Zahlungs
ströme könnte dann unter Berücksichtigung der Gesamtausgaben eine Vorteilhaftigkeit er
geben. Allerdings ist eine 'Genauigkeit' bei der Ermittlung nicht unproblematisch. Die 
Multiplikatorwirkung einer Staatsinvestition ist elementar und unstrittig; ebenso der Zu
wachs an Steuereinnahmen, die sich daraus ergeben. 39) 

Fraglich ist also nur noch, woher die Finanzmittel kommen. Werden sie dem Steuerzahler 
abverlangt, dann ist der Nettoüberschuß der Steuereinnahmen entsprechend geringer. 
Übernimmt ein Privater dies, fallen dieselben Steuern über den Multiplikatoreffekt an, aber 
die Staatsausgaben entfallen, so daß der Nettoüberschuß an Steuern wesentlich höher ist. 
Dies bedeutet, daß eine Verkehrswegeinvestition bei einer Finanzierung durch Private die hö
heren Kosten durch die Zins differenz überkompensiert. Folgt man also den Steuergrundsät
zen, 40) dann ist der Einsatz privaten Kapitals geradezu induziert: Es kommt zu einer Finan-

34) Vgl. ]{ogm3nn, R.-N.: (Konjunkturpolitik), S. 23 ff. 
35) Vgl. Schmidt, K.: (Konjunkturpolitik), S. 233 H. 
36) Vgl. Schmölders, G.: (Finanzpolitik), S. 276 f. 
37) Vgl. Baum, H.: (Beschäftigungseffekte), S. 51. 
38) Vgl. Dammroff, E.: (Finanzierung), S. 29. 
39) Vgl. Conrad, A. H.: (Multiplier eHeets), S. 160 H. 
40) Vgl. Scbmölders, G., H3nsmeyer, K.-H.: (Allgemeine Steuerlehre), S. 54-55. 
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zierung durch Wachstum. 
Welches der verschiedenen Finanzierungsinstrumente nun sinnvoll ist, muß genauer geprüft 
werden. Unter Umständen ist dies auch vom konkreten Projekt abhängig. Alle besitzen den 
Vorteil, daß kein time-lag in bezug auf die Steuereinnahmen entsteht. Der rechnerisch 
größte Überschuß würde sich bei der Anwendung des Betreiber-Modells in Kombination 
mit einer Entgeltfinanzierung ergeben: Die Betreibergesellschaft würde den Bau vorfinan
zieren und anschließend die Kosten durch Benutzungsgebühren decken. Dem Staat würden 
nur die Kosten der Planfeststellung und für diverse Überwachungsaufgeben entstehen. Die 
Steuermehreinnahmen infolge der Entwicklung der Regionen und des Produktivitätseffek
tes kämen ihm voll zugute. Da eine Entgeltfinanzierung jedoch derzeit nicht opportun ist, 
scheidet dieser Weg aus. 

Das Leasing- und das Konzessions-Modell erscheinen eher sinnvoll. Allerdings verringern 
sich die Steuermehreinnahmen um die Leasing- bzw. Mietzahlungen. Ein time-lag entsteht 
hier ebenfalls nicht, weil die Zahlungen des Staates erst geleistet werden, wenn das Bauwerk 
in Betrieb genommen wird. 

Vorbehaltlich der Restriktion, keine Entgeltfinanzierung und keine höhere Staatsverschul
dung zuzulassen, erweisen sich Leasing- und Konzessions-Modelle unter dem Gesichts
punkt 'Finanzierung durch Wachstum' deshalb als ökonomisch überlegen. 

Ausblick 

Es sind nun einige Aspekte gesammelt worden, die für die Auswahl einer Finanzierungsal
ternative relevant sind. Dabei hat sich gezeigt, daß eine Privatfinanzierung mindestens 
gleichwertig neben der öffentlichen Finanzierung bestehen könnte. In den meisten Punkten 
böte sie sogar Vorteile. Um nun eine Präferenzliste oder eine 'Finanzierungsmatrix' zu er
stellen, müßte man die Kriterien noch etwas weiter ausleuchten und anhand eines konkreten 
Projekts untersuchen. 

Der Bundesminister für Verkehr steht der Privatfinanzierung sehr positiv gegenüber. Er hat 
in den letzten Wochen vier Projekte genannt, die auf eine Privatfinanzierung überprüft wer
den sollen: 
1.) BAB 4: Köln - Aachen, Ausbau auf 6 Fahrstreifen, 
2.) BAB 13: Dresden - Prag (nur deutsche Seite, ca. 50 km), 
3.) zweiter Übergang zur Insel Rügen, 
4.) Neu-/ Ausbaustrecke der Deutschen Bundesbahn Nürnberg - München. 

Dazu werden in den nächsten Woch~n Ergebnisse vorgelegt werden. Es bleibt zu hoffen, 
daß die Privatfinanzierung zügig vorankommt, um die positiven Wirkungen für den wirt
schaftlichen Angleichungsprozeß Deutschlands nutzen zu können. 
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Abstract 

German unification amI the obsolete structures in the new Länder require huge amounts of investment in the transport infra
strueture. The total volume of investment requirements is DM 300 bn for the period up to the year 2000. The publie financing 
instruments available for this purpose are higher taxes and public borrowing. Yet the limits to publie borrowing have almost 
been reaehed. Any further inerease in publie debt would unaeeeptably restriet the room for fiseal poliey manoeuvre. Thus, 
increased government borrowing is entirely out of the question as a financing instrument. Another tax inerease, wh ich would 
produce additional revenue of DM 300 bn, would mean a massive drain on disposable incomes and for this reason is at least 
questionable in the eurrent eeonomie situation. In contrast, mobilizing private eapital might be a promising approach. It is 
true, the various models eurrently unter diseussion have their shortcomings, some of wh ich are eritical from the point of view 
of incomes policy. Yet the mobilization of private capital for the development of the infrastrueture would seem to make sense, 
because the advantages - eeonomic growth, highertax revenue and lower unemployment- outweigh the disadvantages. Only 
in this way will it be possible to finance thc enormous investment requirements. 
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